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Zum Geleit 

Solange Minderheiten unsere frei­
heitliche demokratische Grundord­
nung ablehnen und mit gewaltsamen 
Mitteln bekämpfen, können wir auf 
einen wirksamen Staatsschutz nicht 
verzichten. Deshalb brauchen wir 
einen im Rahmen der geltenden Ge­
setze mit nachrichtendienstlichen Mit­
teln arbeitenden Verfassungsschutz. 
Er ist ein wesentlicher Teil des Sicher­
heitssystems, das unser Grundgesetz 
für die aktive Verteidigung unseres 
freiheitlichen Staates gegen Angriffe 
seiner Feinde vorsieht. 

Was verfassungsfeindliche Angriffe 
sind, bestimmen weder der Verfas­
sungsschutz noch die jeweilige Regie­
rung des Bundes oder eines Landes. 
Vielmehr hat das Bundesverfassungs­
gericht für alle verbindlich entschieden 
und erläutert, welche Zielsetzungen 
einer Partei oder Organisation gegen 
die Grundwerte unserer Verfassung 
verstoßen. 

Die Regierungen haben die Wirk­
samkeit des Instrumentariums für das 
rechtzeitige Erkennen verfassungs­
feindlicher Bestrebungen und Aktivi­
täten zu gewährleisten. Deswegen 
wird die schleswig-holsteinische Lan­
desregierung auch in Zukunft allen 
Versuchen, das verfassungsmäßige 
Schutzsystem auszuhöhlen und den 
Verfassungsschutz zu verunglimpfen, 
energisch entgegentreten. Die Ent­
wicklung des Links- und des Rechts­
extremismus einerseits sowie die 
zahlreichen Fälle von Spionage gegen 
die Bundesrepublik Deutschland an­
dererseits zeigen, wie notwendig die 

Tätigkeit des Verfassungsschutzes für 
den Bestand unseres Staates ist. 

Die zunehmende Neigung, politi­
sche Ziele in gewalttätigen Formen 
durchzusetzen, stellt an alle Sicher­
heitsorgane in Bund und Ländern er­
höhte Anforderungen, die Planung sol­
cher Gewalttaten rechtzeitig zu erken­
nen und ihre Durchführung zu verhin­
dern. Auch hierzu hat der Verfas­
sungsschutz einen wesentlichen Bei­
trag zu leisten. 

Der Jahresbericht 1978 des schles­
wig-holsteinischen Verfassungsschut­
zes soll dazu beitragen, unseren Bür­
gern einen Einblick in die Gefahren 
verfassungsfeindlicher Bestrebungen 
zu geben. Er soll Verständnis für die 
nicht selten aus Unwissenheit diffa­
mierte Arbeit des Verfassungsschut­
zes wecken. Die Mitarbeiter des Ver­
fassungsschutzes haben Anspruch auf 
Achtung und Vertrauen. Sie arbeiten 
für uns alle. 

Kiel, im April 1979 

Rudolf Titzck 
Innenminister des Landes 
Schleswig-Holstein 
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Vorbemerkung 

Wiederholt ist in der Vergangenheit 
der Bundesregierung und den Lan­
desregierungen das Recht bestritten 
worden, in den jährlichen Verfas­
sungsschutzberichten und anderen 
Veröffentlichungen über die Entwick­
lung von Bestrebungen gegen die frei­
heitliche demokratische Grundord­
nung den Begriff »verfassungsfeind­
lich« zu verwenden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
jedoch in einer am 22. Mai 1975 er­
gangenen Entscheidung nicht nur eine 
Berechtigung, sondern sogar eine 
Verpflichtung der Regierungen festge­
stellt, im Rahmen der politischen 
öffentlichen Auseinandersetzung mit 
extremistischen Kräften darzustellen, 
welche Parteien oder politische Grup­
pierungen verfassungsfeindliche Ziel­
setzungen verfolgen. Hierzu hat es 
ausgeführt: 

»Der Umstand, daß die dem Bun­
desverfassungsgericht vorbehaltene 
Entscheidung über die Verfassungswi­
drigkeit einer politischen Partei bisher 

nicht ergangen ist, hindert nicht, daß 
die Überzeugung gewonnen und ver­
treten werden darf, diese Partei verfol­
ge verfassungsfeindliche Ziele und sei 
deshalb politisch zu bekämpfen... 
Deshalb ist es verfassungsrechtlich 
unbedenklich und von der politischen 
Verantwortung der Regierung gefor­
dert, daß sie ihren jährlichen Bericht 
über die Entwicklung verfassungs­
feindlicher Kräfte, Gruppen und Partei­
en dem Parlament und der Öffentlich­
keit vorlegt. Soweit daraus für eine 
Partei faktische Nachteile (bei der Ge­
winnung von Mitgliedern und Anhän­
gern) entstehen, ist sie dagegen nicht 
durch Art. 21 GG geschützt.« 

Diesem Auftrag kommt die Landes­
regierung durch die Vorlage des dies­
jährigen Verfassungsschutzberichtes 
nach. Er enthält alle wesentlichen In­
formationen über Ausmaß und Ent­
wicklung von Bestrebungen gegen die 
freiheitliche demokratische Grundord­
nung und gegen den Bestand und die 
Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes. 
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Der Landtag hat in seiner Sitzung am 6. März 
1979 ein Änderungsgesetz zum Verfassungs­
schutzgesetz beschlossen. Die Bekanntmachung 
der Neufassung im Gesetz- und Verordnungs­
blatt steht noch aus. Das Gesetz wird folgen­
den Wortlaut haben: 

Gesetz 
über den Verfassungsschutz im 
Lande Schleswig-Holstein 

Abschnitt I 
Gesetzliche Grundlagen des 
Verfassungsschutzes 

§ 1 
Zuständigkeit 
(1) Die Aufgaben des Verfassungs­
schutzes werden ausschließlich von 
der Verfassungsschutzbehörde wahr­
genommen. Verfassungsschutzbehör­
de ist der Innenminister. Er unterhält 
für diese Aufgaben eine besondere 
Abteilung. 
(2) Die Zuständigkeit des Bundesam­
tes für Verfassungsschutz bleibt un­
berührt. 
(3) Verfassungsschutzbehörden an­
derer Länder dürfen im Geltungsbe­
reich dieses Gesetzes nur im Einver­
nehmen mit dem Innenminister tätig 
werden. 

§ 2 
Aufgaben des Verfassungs­
schutzes 
(1) Aufgabe der Verfassungsschutz­
behörde ist die Sammlung und Aus­
wertung von Auskünften, Nachrichten 
und sonstigen Unterlagen über 

1. 
Bestrebungen, die gegen die freiheit­
liche demokratische Grundordnung, 

in der Fassung vom 

den Bestand und die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerichtet 
sind oder eine ungesetzliche Beein­
trächtigung der Amtsführung von Mit­
gliedern verfassungsmäßiger Organe 
des Bundes oder eines Landes zum 
Ziele haben, 

2. 
sicherheitsgefährdende oder geheim­
dienstliche Tätigkeiten im Geltungsbe­
reich des Grundgesetzes für eine 
fremde Macht, 

3. 
Bestrebungen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, die durch Anwendung 
von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen auswärtige 
Belange der Bundesrepublik Deutsch­
land gefährden. 
(2) Ferner wirkt die Verfassungs­
schutzbehörde mit 

1. 
bei der Überprüfung von Personen, 
denen im öffentlichen Interesse ge­
heimhaltungsbedürftige Tatsachen, 
Gegenstände oder Erkenntnisse an­
vertraut werden, die Zugang dazu er­
halten sollen oder ihn sich verschaffen 
können, 

2. 
bei der Überprüfung von Personen, 
die an sicherheitsempfindlichen Stel-

6 



len von lebens- und verteidigungs­
wichtigen Einrichtungen beschäftigt 
sind oder werden sollen, 

3. 
bei technischen Sicherheitsmaßnah­
men zum Schutz von im öffentlichen 
Interesse geheimhaltungsbedürftigen 
Tatsachen, Gegenständen oder Er­
kenntnissen gegen die Kenntnisnah­
me durch Unbefugte. 

(3) Die Verfassungsschutzbehörde 
berät die Dienstbehörden bei Ent­
scheidungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 
des Landesbeamtengesetzes und ent­
sprechenden tarifrechtlichen Regelun­
gen. 

§ 3 
Befugnisse und Zusammenarbeit 
mit anderen Stellen 
(1) Bestehen Anhaltspunkte für den 
Verdacht von Bestrebungen oder Tä­
tigkeiten im Sinne des § 2 Abs. 1 die­
ses Gesetzes, ist die Verfassungs­
schutzbehörde berechtigt, zur Wahr­
nehmung ihrer Aufgaben die nach 
pflichtmäßigem Ermessen notwendi­
gen Maßnahmen zu treffen und dabei 
nachrichtendienstliche Mittel anzu­
wenden. Polizeiliche Befugnisse oder 
Kontrollbefugnisse stehen der Verfas­
sungsschutzbehörde nicht zu. Sie darf 
einer polizeilichen Behörde oder 
Dienststelle nicht angegliedert wer­
den. 

(2) Die Verfassungsschutzbehörde 
kann über alle Angelegenheiten, deren 
Aufklärung sie zur Durchführung ihrer 
Aufgaben für erforderlich hält, von 
allen Behörden des Landes, der Ge­
meinden, Gemeindeverbände und den 
sonstigen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts Auskünfte und die 
Übermittlung von Unterlagen verlan­
gen. 

(3) Alle Behörden des Landes, der 
Gemeinden, der Gemeindeverbände 
und die sonstigen juristischen Perso­
nen des öffentlichen Rechts sind ver­
pflichtet, der Verfassungsschutzbehör­
de auch unaufgefordert alle Auskünfte, 
Nachrichten und sonstige Unterlagen 
über Bestrebungen zu vermitteln, wel­
che die Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 erfüllen. 

(4) Die Gerichte und Behörden des 
Landes und die Verfassungsschutzbe­
hörde leisten sich gegenseitig Rechts­
und Amtshilfe (Artikel 35 GG). 

(5) Die Verfassungsschutzbehörde 
kann die ihr zugänglichen personen­
bezogenen Daten auch an andere als 
staatliche Stellen weitergeben, soweit 
dies zum Schutz der freiheitlichen de­
mokratischen Grundordnung, des Be­
standes oder der Sicherheit der Bun­
desrepublik Deutschland oder eines 
ihrer Länder erforderlich ist. 

§ 4 
Bedienstete 
Mit Aufgaben der Verfassungsschutz­
behörde darf nur betraut werden, wer 
nach seiner Persönlichkeit und nach 
seinem Verhalten die Gewähr dafür 
bietet, daß er jederzeit für die Siche­
rung und Erhaltung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung eintritt. 
Zum Leiter der Abteilung für Verfas­
sungsschutz darf nur berufen werden, 
wer die Befähigung zum Richteramt 
nach dem Deutschen Richtergesetz 
besitzt. 

§ 5 
'Durchführung 
Die Landesregierung kann die zur 
Durchführung dieses Abschnitts erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften erlassen. 
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Abschnitt II 
Parlamentarische Kontrolle des 
Verfassungsschutzes 

§ 6 
(1) In Angelegenheiten des Verfas­
sungsschutzes des Landes unterliegt 
die Landesregierung der Kontrolle 
durch die Parlamentarische Kontroll­
kommission. 
(2) Die Rechte des Landtags und sei­
ner Ausschüsse bleiben unberührt. 

§ 7 
(1) Die Landesregierung unterrichtet 
die Parlamentarische Kontrollkommis­
sion umfassend über die allgemeine 
Tätigkeit der Verfassungsschutzbehör­
de und über Vorgänge von besonderer 
Bedeutung. Die Parlamentarische 
Kontrollkommission hat Anspruch auf 
entsprechende Unterrichtung. 
(2) Zeit, Art und Umfang der Unter­
richtung der Kontrollkommission wer­
den unter Beachtung des notwendi­
gen Schutzes des Nachrichtenzu­
gangs durch die politische Verantwor­
tung der Landesregierung bestimmt. 
(3) Die Kontrolle der Durchführung 
des Gesetzes zu Art. 10 des Grund­
gesetzes bleibt den aufgrund von Art. 
10 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
von der Volksvertretung bestellten Or­
ganen und Hilfsorganen vorbehalten. 

§ 8 
Die politische Verantwortung der Lan­
desregierung für die Wahrnehmung 
der Aufgaben des Verfassungsschut­
zes bleibt unberührt. 

§9 
(1) Der Landtag wählt zu Beginn jeder 
Wahlperiode die Mitglieder der Parla­
mentarischen Kontrollkommission aus 
seiner Mitte. 

(2) Er bestimmt die Zahl der Mitglie­
der, die Zusammensetzung und die 
Arbeitsweise der Parlamentarischen 
Kontrollkommission. 
(3) Gewählt ist, wer die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Landtags 
auf sich vereint. 
(4) Scheidet ein Mitglied aus dem 
Landtag aus, so verliert es seine Mit­
gliedschaft in der Parlamentarischen 
Kontrollkommission. Für dieses Mit­
glied ist unverzüglich ein neues Mit­
glied zu wählen; das gleiche gilt, wenn 
ein Mitglied aus der Parlamentarischen 
Kontrollkommission ausscheidet. 

§10 
(1) Die Beratungen der Parlamentari­
schen Kontrollkommission sind ge­
heim. Die Mitglieder sind zur Geheim­
haltung der Angelegenheiten ver­
pflichtet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit in 
der Parlamentarischen Kontrollkom­
mission bekanntgeworden sind. Dies 
gilt auch für die Zeit nach ihrem Aus­
scheiden aus der Parlamentarischen 
Kontrollkommission. 
(2) Sitzungsunterlagen und Protokolle 
verbleiben im Gewahrsam der Verfas­
sungsschutzbehörde und können nur 
dort von den Mitgliedern der Kommis­
sion eingesehen werden. 
(3) Die Parlamentarische Kontroll­
kommission tritt mindestens einmal im 
Vierteljahr zusammen. Sie gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 
(4) Jedes Mitglied kann die Einberu­
fung und die Unterrichtung der Parla­
mentarischen Kontrollkommission nach 
Maßgabe des § 7 Abs. 2 verlangen. 

Abschnitt III 
Inkrafttreten 

§11 
Dieses Gesetz tritt am Tage der Ver­
kündung in Kraft. 
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Überblick 



1 
Rechtsextremismus 

Der organisierte Rechtsextremis­
mus ist gegenwärtig keine politische 
Kraft, die eine Gefahr für die Sicher­
heit der Bundesrepublik Deutschland 
darstellen könnte. Er weist den bisher 
niedrigsten Mitgliederstand aus. Inner­
halb der einzelnen Organisationen 
häufen sich Gruppenstreitigkeiten und 
Auseinandersetzungen um Führungs­
positionen; Tendenzen zur Spaltung in 
Klein- und Kleinstgruppen sind unver­
kennbar. 

Dagegen stellen die neonazisti­
schen Richtungen des Rechtsextre­
mismus zunehmend einen möglichen 
Gefahrenherd für die öffentliche Si­
cherheit der Bundesrepublik Deutsch­
land dar. 

Im Laufe der politischen Entwick­
lung in der Bundesrepublik Deutsch­
land gab der Rechtsextremismus aus 
verschiedenen Gründen Anlaß zur 
Sorge: 
In den Jahren bis 1952, dem Zeitpunkt 
des Verbots der Sozialistischen 
Reichspartei (SRP) durch das Bundes­
verfassungsgericht, und in der Zeit 
zwischen den Jahren 1966 und 1969 
hatten vor allem zunehmende Wahler­
folge, wachsender Anklang in der Be­
völkerung, ansteigende Mitgliederzah­
len und Festigung der Organisation 
Besorgnis ausgelöst. 

Seit der Jahreswende 1977/78 sind 
in verschiedenen Teilen der Bundes­
republik Deutschland, auch in Schles­
wig-Holstein, neben seit längerem be­
reits bestehenden neonazistischen 
Organisationen neonazistische Klein­
gruppen in Erscheinung getreten, die 
Gewalttaten geplant und zum Teil 
auch begangen haben. Anders als 
beim ideologisch getragenen und kon­
sequent entwickelten Links-Terroris­
mus handelt es sich bei den Gewaltta­

ten dieser neonazistischen Kleingrup­
pen jedoch um einen konzeptions- und 
ziellosen, blindwütigen Aktionismus 
»aus dem Stand heraus«. Zwischen 
dem Sich-Kennenlernen, der Erörte­
rung eines Planes und seiner Durch­
führung liegen oft nur wenige Tage. 

Häufiger als in vergangenen Jahren 
wurden bei Rechtsextremisten im Ver­
lauf von Hausdurchsuchungen auch 
Waffen, Munition, Bomben oder 
Sprengstoff gefunden. 

Darüber hinaus nimmt die Verbrei­
tung von NS-Literatur, NS-Kennzei-
chen und NS-Ausrüstungsgegenstän-
den zu. Teilweise werden diese im 
Ausland hergestellt und von ausländi­
schen rechtsextremistischen, zum Teil 
neonazistischen Organisationen kon­
spirativ in die Bundesrepublik Deutsch­
land eingeführt. 

Innerhalb des gesamten rechtsex­
tremistischen Lagers ist gegenwärtig 
eine gewisse Umschichtung zu beob­
achten. Wegen der schwindenden Be­
deutung der »nationaldemokratischen« 
Organisationen zeigen sich Rechtsex­
tremisten, vor allem jüngere, zuneh­
mend neonazistischem Gedankengut 
gegenüber aufgeschlossen. Zugleich 
kommen diese immer mehr zu der 
Überzeugung, daß sie ihre Ziele nur 
noch auf einem militanten oder gar 
terroristischen Weg erreichen können. 
Hierbei ist ihnen das Auftreten militan­
ter linksextremistischer Kreise bis hin 
zum Terrorismus Vorbild. Die Emp­
findlichkeit, mit der die Öffentlichkeit 
aufgrund der Erfahrungen mit der na­
tionalsozialistischen Gewaltherrschaft 
auf Ausschreitungen neonazistischer 
Täter reagiert, wird bewußt einkalku­
liert. Um ihre Wirkung in der Öffent­
lichkeit zu erhöhen, täuschen die Neo­
nazis eine im Untergrund bestehende 
feste Organisation vor, die stark genug 
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2 
sei, die innere Sicherheit der Bundes­
republik Deutschland zu gefährden. 

Tatsächlich handelt es sich bei den 
in Schleswig-Holstein in Erscheinung 
getretenen neonazistischen Gruppen 
um kurzlebige Zweckbündnisse je­
weils weniger Personen zur Verfol­
gung und zur Durchführung einzelner 
extremistischer, teils terroristischer 
Aktionen. Deren Publizität geht über 
die zahlenmäßige und politische Be­
deutung dieses Personenkreises weit 
hinaus. Die Personen sind den Sicher­
heitsbehörden aufgrund sorgfältiger 
Beobachtung im wesentlichen be­
kannt. 

Zahlreiche Maßnahmen zur Verhin­
derung von geplanten Anschlägen be­
weisen, daß die Staatsorgane mit aller 
Entschlossenheit den Versuchen der 
Wiederbelebung des Nazismus entge­
gentreten. Seit einem Jahr wurden in 
Schleswig-Holstein sämtliche terrori­
stisch-neonazistischen Aktivitäten be­
reits in der Planungsphase aufgedeckt 
und unterbunden. 

Linksextremismus 

Der organisierte Linksextremismus 
stellt gegenwärtig keine akute Gefahr 
für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland dar. Hervorzuheben ist 
jedoch, daß im Lager der sowjetisch 
orientierten Kommunisten in zäher 
Kleinarbeit zielstrebig darauf hingear­
beitet wird, die freiheitliche Staatsform 
der Bundesrepublik Deutschland 
durch das »Modell DDR« zu ersetzen. 
Auf dem Wege dahin hat die DKP im 
vergangenen Jahr einige auffällige 
Erfolge erzielt. Eine geringe, für die 
Entwicklung des Extremismus jedoch 
bemerkenswerte, bundesweite Stei­
gerung der Mitgliederzahl, ferner un­
übersehbare Erfolge in ihrer Betriebs­

und Gewerkschaftsarbeit - insbeson­
dere bei den Wahlen zu Jugendvertre­
tungen - sowie vereinzelte spektaku­
läre Ergebnisse bei Kommunalwahlen 
nötigen zu der Beurteilung, daß die 
DKP mit der ideologischen, morali­
schen und massiven finanziellen Un­
terstützung durch die DDR im Rücken 
ein politischer Faktor ist, mit dem auf 
lange Sicht gerechnet werden muß. 

Die DKP wurde in der Verfolgung 
ihrer verfassungsfeindlichen Ziele tat­
kräftig in erster Linie durch die Sozia­
listische Deutsche Arbeiterjugend, 
den Marxistischen Studentenbund 
Spartakus und die Deutsche Friedens-
Union unterstützt. 

Bei ihren Aktionen und Kampagnen 
gelang es der DKP durch geschicktes 
Taktieren oft, ihre Urheberschaft oder 
Regie zu verschleiern. Ein Musterbei­
spiel hierfür ist die von der DKP seit 
Jahren betriebene »Berufsverbots«-
Kampagne. 

Im Gegensatz dazu standen die 
maoistischen Parteien und Organisa­
tionen der Neuen Linken im Jahre 
1978 an einem Scheidewege. Ihr Ziel 
einer bewaffneten Revolution rückte in 
weite Ferne. Das Fehlen von Solidari­
sierung auslösenden Ereignissen wie 
zur Zeit des Vietnamkrieges, eine 
ideologische Verunsicherung infolge 
des Machtwechsels in China, interne 
Führungskämpfe, allgemeine Zweifel 
innerhalb der Mitgliedschaft am Kader­
kommunismus, kurz: Eine von der Ba­
sis erkannte Perspektivlosigkeit führte 
zu nachlassender Aktivität, zu Resi­
gnation und zum Überdenken der 
eigenen Lage. Während sich der 
KBW, die KPD/ML und die KPD zu­
rückhaltend oder überhaupt nicht über 
ihre innere Situation geäußert haben, 
hat der KB in verschiedenen Schriften 
selbstkritisch zu der von ihm als 
»Krise der gesamten Linken« be-

11 
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zeichneten Erscheinung Stellung ge­
nommen. 

Um die Mitglieder neu zu motivie­
ren, suchten KBW und KPD/ML neue 
Agitations- und Betätigungsfelder in­
nerhalb der Bauernschaft. Darüber 
hinaus verstärkte die KPD/ML, teil­
weise mit beachtlichen Erfolgen, die 
Aktivitäten ihrer offen gegen die de­
mokratischen Gewerkschaften auftre­
tenden Nebenorganisation Revolutio­
näre Gewerkschaftsopposition (RGO). 
Daneben setzten die K-Gruppen mit 
unterschiedlicher Intensität ihre Versu­
che, gegen die friedliche Nutzung der 
Kernenergie gerichtete Bürgerinitiati­
ven zu unterwandern und deren An­
liegen in ihre revolutionäre Zielset­
zung einzubinden, fort. 

Die Krisensituation im Lager der 
Neuen Linken spiegelte sich 1978 
auch im Bereich der Hochschulen des 
Landes Schleswig-Holstein wider. 
Extremistische Studenten wurden 
weitgehend aus den studentischen 
Vertretungskörperschaften verdrängt. 
Mitursächlich hierfür waren die Zer-
strittenheit und die fehlende Bündnis­
bereitschaft der einzelnen extremisti­
schen Studentenorganisationen. 

Hinsichtlich der vom Terrorismus 
ausgehenden Bedrohung muß nach­
drücklich vor einer Unterschätzung 
der Gefahrenlage gewarnt werden. 
Das Ausbleiben neuer spektakulärer 
Anschläge ist zumindest zum Teil nur 
auf die intensiven Fahndungs- und 
Ermittlungsaktivitäten der Sicherheits­
behörden zurückzuführen. Der »Fahn­
dungsdruck« hat insoweit Erfolg ge­
habt. Zahlreiche, an angeblichen »Be­
dürfnissen der Massen« orientierte 
Anschläge der Revolutionären Zellen 
und verwandter Gruppen zeigen, daß 
sich neben der RAF eine neue Gene­
ration des Terrorismus herausgebildet 
hat. Solchen Gruppierungen sind 

sechs Anschläge im Berichtsjahr in 
Schleswig-Holstein zuzurechnen. 

Ausländer-Extremismus 

Sicherheitsgefährdende Bestrebun­
gen von Ausländern in der Bundesre­
publik Deutschland gehen maßgeblich 
von linksextremistischen, Sozialrevo­
lutionären und nationalistischen aus­
ländischen Gruppen aus, die Gewalt 
als Mittel zur Durchsetzung ihrer Ziele 
propagieren. Dabei handelt es sich vor 
allem um palästinensische, iranische, 
türkische und kroatische Vereinigun­
gen, die - mit Ausnahme der kroati­
schen Nationalisten - von ideologisch 
verwandten deutschen Extremisten 
zunehmend Unterstützung erhalten. 

Dies führte oft zu parallelen oder 
gemeinsamen Aktionen. 

Hervorzuheben sind die auf den 
Sturz des Schah gerichteten Aktivitä­
ten iranischer Studentengruppen, die 
im Verlauf der politischen Entwicklung 
im Iran zu einem starken Solidarisie-
rungseffekt bei deutschen und auslän­
dischen Linksextremisten, insbeson­
dere in Kreisen der Neuen Linken, 
führten. Dies wurde vor allem bei zahl­
reichen Demonstrationen sichtbar, die 
zum Teil gewalttätig verliefen. 

Spionageabwehr 

Die Zahl der Spionageverdachtsfälle 
nahm im Jahr 1978 in Schleswig-Hol­
stein deutlich zu. Innerhalb der letzten 
fünf Jahre ist eine Steigerung solcher 
Fälle um fast 100 % zu verzeichnen. 

Drei Viertel aller Spionageaktivitäten 
gingen 1978 von Nachrichtendiensten 
der DDR aus. Daneben waren vor al­
lem Aktivitäten der sowjetischen und 
polnischen Nachrichtendienste zu ver­
zeichnen. 

12 



Aufklärungsziele waren hauptsäch­
lich die Bereiche Politik und Verwal­
tung sowie Wirtschaft und Bundes­
wehr. 

Anbahnungsgeiegenheiten ergaben 
sich für die Nachrichtendienste der 
DDR, wie in den Vorjahren, vor allem 
bei Reisen von Bürgern der Bundesre­
publik Deutschland in die DDR. Ein 
weiterer Schwerpunkt der Anbah­
nungsversuche lag wiederum in der 
Briefanbahnung. 
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Die Situation des Rechts­
extremismus 

Kennzeichnend für den Rechtsex­
tremismus in Schleswig-Holstein wa­
ren im Jahre 1978 

- der weitere organisatorische Nie­
dergang der Nationaldemokrati­
schen Partei Deutschlands (NPD) 
und der Jungen Nationaldemokra­
ten (JN), 

- die in der Öffentlichkeit stark beach­
tete Zunahme rechtsextremistischer 
Ausschreitungen, 

- die politisch motivierten kriminellen 
Aktivitäten im norddeutschen Raum 
um den Führer der ANS (Aktions­
front Nationaler Sozialisten) Michael 
KÜHNEN aus Hamburg und um den 
Wiking-Jugend-Gauführer Uwe 

ROHWER aus Dörpstedt, 
- die Verhinderung eines von Rechts­

extremisten geplanten Sprengstoff­
anschlages in Kiel. 

Die rechtzeitige und energische 
Reaktion der Sicherheitsbehörden auf 
gewalttätige Aktivitäten hat zu einer 
spürbaren und - soweit bislang er­
kennbar - nachhaltigen Verunsiche­
rung der in Norddeutschland existie­
renden neonazistischen Gruppen ge­
führt. 

Übersicht in Zahlen 

Organisationen und Gruppen 
Ende 1978 gehörten insgesamt 

17.600 Personen in der Bundesrepu­
blik Deutschland 76 rechtsextremisti-

„National­
demokratische" 
Organisationen 

Neonazistische 
Gruppen 

„National-Frei­
heitliche" 
Organisationen 

Gruppen der 
„Neuen Rechte" 

Sonstige Ver­
einigungen 

Abzug für 
Mehrfachmit­
gliedschaften 

1977 

Bund 

Org. 

5 

17 

7 

9 

45 

83 

Mitgl. 

10.600 

900 

5.400 

200 

5.200 

22.300 

4.500 

17.800 

Land 

Org. 

2 

3 

4 

_ 

13 

22 

Mitgl. 

650 

120 

90 

_ 

190 

1.050 

ca.200 

850 

1978 

Bund 

Org. 

5 

24 

7 

— 

40 

76 

Mitgl. 

10.100 

1.000 

5.600 

— 

5.400 

22.100 

4.500 

17.600 

Land 

Org. 

2 

4 

4 

_ 

6 

16 

Mitgl. 

525 

125 

110 

— 

120 

880 

100 

780 
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sehen Organisationen an. Infolge von 
Doppelmitgliedschaften beträgt die 
Gesamtmitgliederstärke der Organisa­
tionen 22.100. Sowohl die Zahl der 
Organisationen als auch die der Mit­
glieder ist gegenüber dem Vorjahr 
weiter rückläufig. Aus Schleswig-Hol­
stein gehörten am Ende des Berichts­
jahres 780 Personen rechtsextremisti­
schen Organisationen an. Die Mitglie­
derstärke verringerte sich 1978 ge­
genüber dem Vorjahr im Bundesgebiet 
um 1,2 %, in Schleswig-Holstein um 
8,2 %. 

b 
Ausschreitungen mit rechtsextre­
mistischem Hintergrund 

Im Jahre 1978 wurden in Schles­
wig-Holstein 120 Anzeigen wegen 
rechtsextremistischer Ausschreitun­
gen erstattet gegenüber 46 Anzeigen 
im Vorjahr. In der Mehrzahl der Fälle 
handelte es sich um Plakat- und 
Schmieraktionen (61) und um das 
Verteilen bzw. Versenden von neona­
zistischen Schriften (37). 6 Anzeigen 
wurden wegen antisemitischer Belei­
digungen bzw. Schmähungen (u. a. 
Schändungen jüdischer Friedhöfe) er­
stattet. 

Die Schwerpunkte der Straftaten la­
gen im Raum Eiderstedt und in den 
Städten Kiel und Flensburg. In bisher 
21 Fällen konnten die Täter ermittelt 
werden. 

Nationaldemokratische 
Partei Deutschlands (NPD) 

Die NPD - im November 1964 als 
Bundespartei, im April 1965 in Schles­
wig-Holstein gegründet - ist nach wie 
vor die größte Organisationseinheit 
des rechtsextremistischen Lagers. 
Ständiger Mitgliederschwund, Füh­

rungsschwäche und fehlende Reso­
nanz in der Bevölkerung signalisieren 
jedoch die Entwicklung in die Bedeu­
tungslosigkeit. Jüngere Mitglieder, die 
diese Entwicklung erkannt haben, ver­
suchen, einen härteren Kurs zu steu­
ern und die bislang dominierenden 
national-konservativen Kräfte zurück­
zudrängen. 

a 
Parteiorganisation 

Der Mitgliederschwund der NPD hat 
sich auch 1978 fortgesetzt. Während 
die Mitgliederzahl im Bundesgebiet 
von 9.000 im Jahre 1977 auf 8.500 
(5,6%) sank, ist im Landesverband 
Schleswig-Holstein die Zahl der Mit­
glieder um 16% auf 500 zurückge­
gangen. Damit hat die Mitgliederzahl 
in Schleswig-Holstein seit dem 
Höchststand im Oktober 1 9 6 7 / S T Î S ? 
1.850 Mitgliedern um 73 % abgef <$ifc §, 
men. 

Zur Zeit besteht der Landesverband 
aus 13 Kreisverbänden; von diesen ist 
nur ein einziger voll funktionsfähig. 
Die Aktivitäten der übrigen Kreisver­
bände beschränkten sich 1978 auf die 
Durchführung von größtenteils 
schlecht besuchten Mitgliederver­
sammlungen. 

Die finanzielle Lage des Landesver­
bandes ist weiterhin angespannt. Die 
Beitragseinnahmen sind gering; viele 
Mitglieder sind mit ihren Beiträgen im 
Rückstand. Eine besondere Belastung 
stellt immer noch die Verpflichtung zur 
Rückzahlung von Wahlkampfkosten-
vorauszahlungen für den Landtags­
wahlkampf 1971 dar. 

Zur Unterrichtung der Mitglieder des 
Landesverbandes über die Parteiarbeit 
erscheint in unregelmäßigen Zeitab­
ständen das Mitteilungsblatt »Informa­
tionen des Landesverbandes Schles­
wig-Holstein«. Entsprechend der Mit-
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gliederzahl geht die Auflage laufend 
zurück. Durch den Bundesverband er­
halten die Mitglieder das Parteiorgan 
»Deutsche Stimme«, das monatlich 
mit einer Auflage von 100.000 Exem­
plaren erscheint. 

b 
Wahlbeteiligungen 

An der Europawahl 1979 wird sich 
die NPD aufgrund eines Parteitags­
beschlusses nicht beteiligen. 

An der Kommunalwahl am 5. März 
1978 beteiligte sich die NPD nur im 
Kreis Steinburg. Dort erhielt sie 620 
Stimmen = 0,3 % (1970 =3,6 %). 

Die NPD beabsichtigt, sich an der 
Landtagswahl 1979 mit Direktkandida­
ten und mit einer Landesliste zu betei­
ligen. Bei den letzten Landtagswahlen 
betrug ihr Stimmenanteil 

1967 = 5,8%, 
1971 = 1,3%, 
1975 = 0,5%. 

Junge National­
demokraten (JN) 

Der Landesverband der Jungen Na­
tionaldemokraten (Jugendverband der 
NPD) verfiel 1978 zunehmend in Ago­
nie. Er hat nur noch etwa 25 Mitglie­
der, die ohne organisatorischen Zu­
sammenhalt im Land verstreut woh­
nen. 

Dem Landesvorstand wird von 
einem Teil der noch vorhandenen Mit­
glieder vorgeworfen, weder eine Füh­
rungskonzeption noch Führungseigen­
schaften zu haben. 

Als Versuch zur »Wiederbelebung« 
wurde im Dezember ein Kreisverband 
für die Bezirke der Stadt Kiel und des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde ge­
gründet. Die einzige bemerkenswerte 
Aktivität im Jahre 1978 war die Errich­
tung einzelner Informationsstände für 

die Verteilung von Propagandamate­
rial. 

Eine Zusammenarbeit mit neonazi­
stischen Gruppen wird sowohl von der 
JN als auch von der übergeordneten 
NPD-Führung offiziell abgelehnt. Den­
noch ist unverkennbar, daß ein Teil der 
JN-Mitglieder neonazistischem Gedan­
kengut gegenüber aufgeschlossen ist 
und sich an neonazistischen Planun­
gen beteiligt. 

Neonazistische 
Aktivitäten 
a 
Die Situation neonazistischer 
Gruppen 

In letzter Zeit, insbesondere im Jah­
re 1978, haben sich verschiedene 
neonazistische Gruppen ohne feste 
organisatorische Struktur und mit 
wechselndem Mitgliederbestand gebil­
det. Wegen des ständigen Wechsels 
ist eine mitgliedschaftliche Zuordnung 
einzelner Personen zu bestimmten 
Gruppen oft kaum möglich. Insgesamt 
können die bisher in Schleswig-Hol­
stein in Erscheinung getretenen neo­
nazistischen Gruppierungen als insta­
bile Zweckbündnisse zur Verfolgung 
und Durchführung einzelner extremi­
stischer, teils terroristischer Aktionen 
bezeichnet werden. Während sich in 
der Vergangenheit die Aktivitäten sol­
cher Gruppierungen in Schleswig-Hol­
stein auf Hakenkreuzschmierereien 
und ähnliche Straftaten beschränkten, 
wurden seit der Jahreswende 1977/78 
erstmals auch gewalttätige Aktionen 
verzeichnet, die zum Teil den Charak­
ter terroristischer Gewalttaten hatten. 
Die im ersten Halbjahr 1978 durchge­
führten Exekutivmaßnahmen, die zu 
mehreren Haftbefehlen führten, brach­
ten eine weitgehende Verringerung 
des zu Gewalttaten neigenden Poten-
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tials mit sich. Die noch auf freiem Fuß 
befindlichen Anhänger neonazistischer 
Gruppen beschränkten sich in 
der Folgezeit auf die Planung oder blo­
ße Erörterung gewalttätiger Aktionen. 

b 
Einzelne neonazistische Gruppen 
und deren Aktionen 

b 1 
Aktionsfront Nationaler 
Sozialisten (ANS) 

Anfang Mai 1978 wurde der Gau 
Schleswig-Holstein der Aktionsfront 
Nationaler Sozialisten, die sich im No­
vember 1977 unter Führung des ehe­
maligen Bundeswehrleutnants Michael 
KÜHNEN in Hamburg zusammenge­
funden hatte, gegründet. Dabei wurde 
der seit Februar 1978 bestehende 
»Gau Kiel der NSDAP« in »ANS-Gau 
Kiel« umbenannt. 

Im Juli führte die ANS in Lentföhr-
den eine Veranstaltung unter dem 
Motto »Gerechtigkeit für Adolf HIT­
LER« durch, an der rund 120 Perso­
nen aus der gesamten Bundesrepublik 
Deutschland teilnahmen. Bei der Auf­
lösung der behördlicherseits verbote­
nen Veranstaltung kam es zu einer re­
gelrechten »Saalschlacht«, bei der 12 
Polizeibeamte schwer verletzt und 20 
Teilnehmer vorläufig festgenommen 
wurden. Dies war nach Jahren die 
erste offene und beabsichtigte Kon­
frontation rechtsextremistischer Kräfte 
mit der Staatsgewalt. 

Die ANS gibt in kleiner Auflagen­
höhe eine unregelmäßig erscheinende 
Monatsschrift »Der Kämpfer« heraus, 
die sich nach wie vor als »Organ der 
NSDAP Gau Nordmark« bezeichnet. 
Die Schrift verbreitet unter Verherrli­
chung des Nationalsozialismus ag­
gressives antisemitisches Gedanken­
gut. 

b 2 
Wehrsportgruppe ROH WER 

Im Januar 1978 schloß der bereits 
bekannte Neonazi Uwe ROHWER aus 
Dörpstedt (Kreis Schleswig-Flens­
burg) mehrere Gesinnungsgenossen 
zu einer »Wehrsportgruppe« zusam­
men, die fortan auf seinem Hof eine 
paramilitärische Ausbildung erhielten. 
Einige von ihnen waren gleichzeitig 
Mitglieder der ANS und/oder der 
Wiking-Jugend. Diese »Wehrsport­
gruppe« sollte zu einer Art Unter­
grundarmee ausgebaut werden, die 
Anschläge gegen öffentliche Einrich­
tungen verüben, bestimmte Personen 
»liquidieren«, Gedenkstätten für die 
Opfer des Nationalsozialismus zerstö­
ren und Rudolf HESS aus dem Span­
dauer Gefängnis befreien sollte. 

Während der zweiten Übung der 
»Wehrsportgruppe« am 475. Februar 
in Dörpstedt fuhren die 5 Anführer des 
Nachts zum Truppenübungsplatz Ber-
gen-Hohne und verübten einen Über­
fall auf ein Biwaklager der niederländi­
schen Armee. Nachdem sie unter bru­
taler Gewaltanwendung 4 Maschinen­
pistolen nebst Munition erbeutet hat­
ten, kehrten sie nach Dörpstedt zu­
rück, wo sie mit den übrigen »Wehr­
sportgruppenmitgliedern« die »Wehr­
sportübung« fortsetzten. 

Im Zuge der späteren strafrechtli­
chen Ermittlungen stellte sich heraus, 
daß in den vorangegangenen Monaten 
einige Mitglieder der Gruppe in wech­
selnder Zusammensetzung bereits 
mehrere Raubüberfälle begangen hat­
ten, um Waffen und Geld zum Aufbau 
der »Wehrsportgruppe« zu beschaf­
fen. Unter anderem hatten sie kurz vor 
Weihnachten 1977 einen Überfall auf 
eine Hamburger Sparkasse verübt und 
dabei 60.000 DM geraubt. 

Die erbeuteten Waffen und ange­
schafften Ausrüstungsgegenstände 
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wurden auf einem Bauernhof in Krag-
stedt (Kreis Schleswig-Flensburg) si­
chergestellt. Inzwischen hat der Ge­
neralbundesanwalt Anklage u. a. we­
gen Gründung einer terroristischen 
Vereinigung erhoben. 

b3 
»Gruppe STUBBEMANN« 

Ende Mai 1978 konnte die Absicht 
einer dreiköpfigen Kieler Gruppe, die 
von dem »ANS-Gau-Führer« Frank 
STUBBEMANN geleitet wurde, verhin­
dert werden, einen Sprengstoffan­
schlag auf das Büro des Kommunisti­
schen Bundes Westdeutschland in 
Kiel-Gaarden durchzuführen; die 
Sprengmittel sollten aus Bundeswehr­
beständen beschafft werden. Darüber 
hinaus hatte die Gruppe Raubüberfälle 
auf Geldboten, Supermärkte und auf 
die Kasse des Kieler Opernhauses 
geplant. Noch vor der Ausführung die­
ser Anschläge konnten die drei Perso­
nen festgenommen werden. 

Inzwischen hat der Generalstaats­
anwalt in Schleswig auch gegen diese 
Gruppe Anklage u. a. wegen Grün­
dung einer terroristischen Vereinigung 
erhoben. 

b4 
Bürger- und Bauerninitiative (BBI) 

Die von dem Agrarjournalisten Thies 
CHRISTOPHERSEN geleitete Bürger­
und Bauerninitiative (BBI) veranstalte­
te auch 1978 zwei Freundestreffen. 
Das Frühjahrstreffen fand im Februar in 
Hamburg-Lurup statt, wobei es zu 
massiven Gegendemonstrationen von 
Linksextremisten kam. 

Um jüngeren Nachwuchs für seine 
Bewegung zu gewinnen, veranstaltete 
CHRISTOPHERSEN im November 
1978 in Kiel eine Werbeveranstaltung, 
an der u. a. 50 Jugendliche teilnah-
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men. Einige davon gehören bereits 
anderen neonazistischen Gruppen an. 

In seiner vom »Kritik«-Verlag her­
ausgegebenen Schrift »Die Bauern­
schaft« leugnet und verharmlost 
CHRISTOPHERSEN die Verbrechen 
des Nationalsozialismus. Außerdem 
vertreibt er eine nunmehr illustrierte 
Neuauflage seiner bereits bekannten 
Schrift »Die Auschwitz-Lüge«. 

b 5 
NSDAP-Auslands- und Aufbau­
organisation (NSDAP-AO) 

Die NSDAP-AO, die sich sowohl 
»Aufbauorganisation« als auch »Aus­
landsorganisation« nennt, verfügt auch 
in Schleswig-Holstein über einige An­
hänger, die auf dem Postwege von 
dem Leiter der Organisation, dem 
Amerikaner Gary Rex LAUCK, Lin­
coln/Nebraska (USA), mit dem zwei­
monatlich erscheinenden Parteiorgan 
»NS-Kampfruf« und mit Klebezetteln, 
die das Hakenkreuz und verschiedene 
Aufschriften tragen, beliefert werden. 

National-Freiheitliche 
Rechte 

Im Jahre 1972 hatte der als Rechts­
extremist bekannte Zeitungsverleger 
Dr. Gerhard FREY, München, den 
»Freiheitlichen Rat« ms Leben geru­
fen, dem folgende Organisationen an­
gehören: 
Deutsche Volksunion (DVU), 
Aktion Oder-Neiße (AKON), 
Deutscher Block (DB), 
Jugendbund Adler (JBA), 
Wiking-Jugend (WJ) und 
Gemeinschaft Ost- und Sudeten­
deutscher Grundeigentümer und 
Geschädigter (GOG). 

Der »Freiheitliche Rat« ist ein Koor­
dinierungsinstrument der genannten 
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Organisationen, die einen Mitglieder­
bestand von ca. 5.000 Personen um­
fassen. Die DVU ist die größte der 
genannten Organisationen; die übri­
gen haben dagegen nur eine geringe 
Bedeutung. 

In Schleswig-Holstein ist lediglich 
die DVU von gewisser Bedeutung, die 
in Lübeck einen Bezirksverband un­
terhält; der Versuch einer Wiederbele­
bung des Bezirksverbandes Kiel und 
die Gründung eines Bezirksverbandes 
Neumünster scheiterten. 

Der »Gau Nordmark« (Schleswig-
Holstein und Hamburg) der Wiking-
Jugend rückte Anfang 1978 dadurch 
in den Blickpunkt der Öffentlichkeit, 
daß sowohl der »Gauführer« Uwe 
ROHWER als auch sein Stellvertreter 
Manfred BÖRM wegen des Verdachts, 
an dem Überfall auf ein niederländi­
sches Militärlager in Bergen-Hohne be­
teiligt gewesen zu sein, in Haft genom­
men wurden. Seit der Ausschaltung 
dieser Führungspersonen sind nen­
nenswerte Aktivitäten der WJ nicht 
mehr zu verzeichnen. 

Sonstige rechtsextre­
mistische Vereinigungen 

Erwähnenswert sind noch folgende 
als rechtsextremistisch zu bezeich­
nende Gruppierungen und Einrichtun­
gen, auch wenn ihnen eine größere 
politische Ausstrahlung versagt bleibt: 

a 
Buchladen »Sturmwind« in Kiel 

Der im Jahre 1976 von einem ehe­
maligen JN-Mitglied in Kiel eröffnete 
Buchladen »Sturmwind« diente wei­
terhin als Treff- und Versammlungslo­
kal der Rechtsextremisten im Kieler 
Raum. Vor allem der Bund Heimat­
treuer Jugend (BHJ) benutzt die Räu­

me des Buchladens für seine Grup­
penabende. Die Absicht des Buchla­
deninhabers, zusammen mit dem 
Freundeskreis Filmkunst e. V. die Auf­
führung des 1943 gedrehten Films 
»U-Boote westwärts« zu ermöglichen, 
führte zu starken öffentlichen Protesten 
und einer Protestdemonstration. 

b 
Bund Heimattreuer Jugend (BHJ) 

Anfang 1978 wurde in Kiel eine 
Gruppe des BHJ gegründet, die der 
»Leitstelle Nord« des BHJ in Nieder­
sachsen angegliedert ist. Bislang be­
steht die Kieler Gruppe nur aus weni­
gen Mitgliedern. 

c 
Deutsches Kulturwerk 
Europäischen Geistes (DKEG) 

Das nationalistisch-völkisch orien­
tierte Deutsche Kulturwerk Europäi­
schen Geistes (DKEG) führt in seinen 
»Pflegestätten« in Kiel und Kellinghu-
sen in größeren Zeitabständen Vor­
trags- und Filmveranstaltungen durch. 

Auf Bundesebene traten zum Jah­
resende erhebliche Spannungen der 
einzelnen »Pflegestätten« mit der 
Bundesführung hervor, die eine Spal­
tung des DKEG in einen Süd- und 
einen Nordverband erwarten lassen. 
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1 2 
Die Situation des 
Linksextremismus 

Auch im Jahre 1978 haben sich die 
linksextremistischen Kräfte in Schles­
wig-Holstein wie im übrigen Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland un­
vermindert bemüht, ihre politische Ba­
sis in der Bevölkerung zu erweitern, 
um damit ihrem Ziel, der Beseitigung 
der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung in unserem Lande, nä­
herzukommen. Die von ihnen erhoffte 
Beachtung und Resonanz in der Be­
völkerung haben sie jedoch nicht ge­
funden. 

Während es der Moskau-hörigen 
DKP nebst ihren Neben- und beein­
flußten Organisationen gelang, durch 
zähe Kleinarbeit und geschicktes Auf­
greifen aktueller Themen ihre Mitglie­
derstärke und ihre Resonanz in der 
Bevölkerung geringfügig zu erweitern, 
war die Entwicklung der Parteien und 
Gruppierungen der maoistischen Lin­
ken (Neuen Linken) durchweg von 
einer durch innere Streitigkeiten und 
dem Fehlen von »Zündfunken« verur­
sachten Stagnation und Resignation 
gekennzeichnet. Führungsstreitigkei-

Orthodoxer 
Kommunismus 

Neue Linke 

Organisationen 

DKP 
VVN/BdA 
DFG/VK 
MSB 
SDAJ 
Junge Pioniere 
DFU 

KBW 
KPD/ML 
KPD 
KB 

insgesamt: 

1977 

Mitglieder 
Bund 

42.000 
10.000 
19.500 
5.800 

15.000 
2.500 
2.000 

4.200 
800 
700 

1.700 

104.200 

Mitglieder 
Land 

1.400 
400 

unbekannt 
60 

500 
150 
350 

200 
300 

50 
350 

3.760 

1978 

Mitglieder 
Bund 

46.480 
12.000 
14.000 
6.000 

15.000 
2.500 
2.000 

3.800 
600 
550 

1.400 

104.330 

Mitglieder 
Land 

1.500 
400 

unbekannt 
80 

600 
200 
250 

150 
280 
30 

200 

3.640 
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ten und schwindende Bereitschaft, die 
engen ideologischen, organisatori­
schen und persönlichen Fesseln 
•dogmatisch konzipierter Gruppierun­
gen länger zu ertragen, ließen einen 
Teil der bisherigen Anhängerschaft in 
den Bereich der sogenannten Un­
dogmatischen Linken abwandern. 
Nicht zuletzt deshalb ist unter den lin­
ken Gruppierungen - auch an den 
Hochschulen - eine Verlagerung des 
Schwerpunktes von den dogmati­
schen zu den undogmatischen Grup­
pierungen festzustellen. 

Übersicht in Zahlen 
a 
Organisationen und Gruppen 

Wegen der Vielzahl verfassungs­
feindlicher Gruppen muß im Rahmen 
dieses Berichts eine Beschränkung 
auf die wesentlichen Parteien und 
Organisationen mit verfassungsfeind­
licher Zielsetzung erfolgen, zumal es 
viele kleine, lose und kurzlebige Zu­
sammenschlüsse mit starker Mitglie­
derfluktuation gibt. 

Ende 1978 wiesen die linksextremi­
stischen Organisationen im Bundes-
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gebiet 104.930 Mitglieder, in Schles­
wig-Holstein 3.590 Mitglieder auf. Die 
Mitgliederstärke der bekanntesten Or­
ganisationen ergibt sich aus der Tabel­
le auf Seite 24. 

b 
Ausschreitungen mit links­
extremistischem Hintergrund 

Im Gegensatz zur Zahl der rechts­
extremistischen Ausschreitungen ist 
der Erkenntnisstand für den Bereich 
des Linksextremismus lückenhaft, 
denn nicht jede Farbschmiererei links­
extremistischen Inhalts führt zu einer 
Anzeige. Dennoch wurden 1978 rund 
450 Ermittlungsverfahren wegen Aus­
schreitungen mit linksextremistischem 
Hintergrund bekannt. Bei den Delikten 
handelte es sich vorwiegend um 
Sachbeschädigungen (Plakataktionen), 
Hausfriedensbruch, Verstöße gegen 
das Versammlungsgesetz, Widerstand 
gegen die Staatsgewalt und Landfrie­
densbruch. Ganz überwiegend richte­
ten sich die Verfahren gegen Angehö­
rige der Neuen Linken. Die Tatver­
dächtigen bzw. die ermittelten Täter 
waren größtenteils dem KBW zuzu­
rechnen. 

Orthodoxer Kommunismus 

a 
Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) 

Die am 26. September 1968 ge­
gründete, nach marxistisch-leninisti­
schen Organisationsprinzipien aufge­
baute DKP vertritt in der Bundesrepu­
blik Deutschland den orthodoxen 
Kommunismus. Erstmalig in ihrer Ge­
schichte hat sie im Oktober 1978 ein 
Parteiprogramm beschlossen. Hier­
nach betrachtet sie sich als »die revo­
lutionäre Partei der Arbeiterklasse der 
Bundesrepublik Deutschland«; sie 

folgt vorbehaltlos der von der KPdSU 
und der SED vorgezeichneten Linie. 
Nach wie vor hält sie an ihrer bereits 
bekannten verfassungsfeindlichen 
Zielsetzung fest, nämlich in der Bun­
desrepublik Deutschland eine sozia­
listisch-kommunistische Gesell­
schaftsordnung nach dem Modell ost­
europäischer kommunistischer Staa­
ten zu errichten, und zwar auf dem 
Weg über eine sozialistische Revolu­
tion und die Diktatur des Proletariats. 
Im Parteiprogramm werden diese Be­
griffe mit »sozialistische Umwälzung« 
bzw. »politische Macht der Arbeiter­
klasse« umschrieben. 

Auf Bundesebene hat die DKP nach 
ihren Angaben zur Zeit in 12 Bezirks­
organisationen insgesamt 46.480 Mit­
glieder. Der Bezirksorganisation 
Schleswig-Holstein gehören ca. 1.500 
Mitglieder an. Hier gliedert sie sich in 
11 Kreisorganisationen, 38 Orts-/ 
Stadtteil- und 6 Betriebsgruppen (dar­
unter eine Hochschulgruppe). 

Arbeitsschwerpunkte der Bezirksor­
ganisation Schleswig-Holstein waren 
im Jahre 1978: 

»Kampf für das Recht auf Arbeit«, 
Bemühungen um die Ächtung der 
Neutronenbombe, 
eine breite Diskussion des Parteipro­
gramm-Entwurfs, 
Aktionen »gegen den Neofaschis­
mus« sowie 
die Weiterführung der Kampagne ge­
gen „Berufsverbote" und die intensi­
ve Vorbereitung der Teilnahme an den 
Kommunalwahlen 1978. 

Unbestreitbare Erfolge auf den bei­
den letztgenannten Arbeitsgebieten 
haben den Mitgliedern der DKP nicht 
nur Ansporn für ihre Bemühungen um 
eine Verbreiterung ihrer Parteibasis 
gegeben, sondern auch Hoffnungen 
auf ein erfolgreicheres Abschneiden 
an den Landtagswahlen am 29. April 
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1979 vermittelt. Nicht zuletzt die 
Erfolgserlebnisse haben weite Teile 
der Anhängerschaft der DKP animiert, 
noch mehr als bisher unter Zurück­
stellung persönlicher Interessen für 
die Partei und deren Ziele zu werben; 
der Mitgliederzuwachs der DKP im 
Jahre 1978 ist nicht unbeträchtlich 
ausgefallen. 

Im Bundesanzeiger vom 21. No­
vember 1978 ist ein Rechenschaftsbe­
richt der DKP für das Jahr 1977 veröf­
fentlicht. Demnach betrugen die Ge­
samteinnahmen 13.348.853,34 DM 
(Bezirksorganisation Schleswig-Hol­
stein: 486.694,34 DM). 

Die angegebenen Einnahmen kön­
nen jedoch nicht annähernd ausrei­
chen, um den aufwendigen Parteiap­
parat zu finanzieren und die Kosten für 
die Wahlkämpfe, Veranstaltungen, 
Schulungen sowie für die Agitation mit 
Druckschriften zu decken, zumal der 
durchschnittliche monatliche Beitrag 
eines DKP-Mitgliedes nur etwa 8,50 
DM beträgt. 

Die DDR stellt der DKP für die Fi­
nanzierung ihrer eigenen Parteiarbeit, 
für die Nebenorganisationen (MSB-
Spartakus, SDAJ und Junge Pioniere) 
und für die von ihr geförderten Verlage 
Zuschüsse von jährlich mehr als 50 
Millionen DM zur Verfügung. 

b 
Nebenorganisationen der DKP 
b 1 
Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend (SDAJ) 

Die SDAJ als Jugendorganisation 
der DKP ist mit zur Zeit 15.000 Mit­
gliedern im Bundesgebiet eine bedeu­
tende Kaderreserve der Partei. Zwi­
schen ihr und der SDAJ bestehen auf 
allen Ebenen enge personelle Ver­
flechtungen. In der Regel sind alle lei­
tenden SDAJ-Funktionäre auch Mit­
glieder der DKP. 

Die im Mai 1968 gegründete SDAJ 
bekennt sich in ihrer Satzung wie die 
DKP zu den revolutionären Zielen von 
Marx, Engels und Lenin. 

Im Landesverband Schleswig-Hol­
stein der SDAJ sind derzeit in 6 Kreis­
verbänden und in ca. 35 örtlichen und 
in mehreren Schüler- und Betriebs­
gruppen nahezu 600 junge Menschen 
organisiert. 

Flexible Jugendarbeit, engagiertes 
Aufnehmen von Problemen der Ju­
gend wie Jugendarbeitslosigkeit und 
Freizeitgestaltung und aggressives 
Agitieren gegen tatsächliche oder ver­
meintliche Mißstände haben der SDAJ 
Aufmerksamkeit und zum Teil Sympa­
thien eingebracht. 

Einige SDAJ-Mitglieder wurden in 
betriebliche Jugendvertretungen und 
in Kreisjugendvertretungen des DGB 
gewählt. 

b 2 
Junge Pioniere - Sozialistische 
Kinderorganisation (JP) 

Die von der DKP 1974 ins Leben 
gerufene Kinderorganisation Junge 
Pioniere umfaßt gegenwärtig schät­
zungsweise 200 Kinder im Alter von 6 
bis 14 Jahren. 

Durch Kinderfeste, Lager, Wande­
rungen, Basare, Weihnachtsfeiern und 
Gruppennachmittage und andere kind­
gemäße Veranstaltungen versucht die 
Organisation, Kinder an sich zu binden 
und weitere Kinder für die Mitarbeit 
bei den Jungen Pionieren zu gewin­
nen. 

Mit Hilfe der Aktion „Komm mit in 
ein kinderfreundliches Land!" sollten 
auch 1978 Junge Pioniere und andere 
Kinder den »realen Sozialismus« in 
der DDR und dessen »Kinderfreund­
lichkeit« kennenlernen. In den letzten 
Jahren haben mehrere tausend Kinder 
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aus der Bundesrepublik Deutschland 
an diesen Ferienlagern teilgenommen. 

b 3 
Marxistischer Studentenbund 
Spartakus (MSB) 

Im Bereich der Hochschulen vertritt 
der MSB-Spartakus die orthodox­
kommunistische Linie. Trotz Unter­
stützung durch die Mutterpartei übt die 
Organisation nur geringen Einfluß auf 
die Studentenschaft aus. Von den ins­
gesamt ca. 80 Mitgliedern sind die 
»Kieler Genossen« vielfach auch in 
der DKP-Hochschulgruppe organisiert, 
die sich über den studentischen Be­
reich hinaus der Betriebsarbeit an den 
Kieler Hochschulen angenommen hat. 

c 
Von der DKP beeinflußte 
Organisationen 

Als kommunistisch beeinflußt wer­
den solche von der DKP gegründete 
oder unterwanderte Organisationen 
bezeichnet, in denen - oft überwie­
gend - Nicht-Kommunisten Mitglieder 
sind, auf deren Arbeit die DKP jedoch 
wesentlichen Einfluß nimmt. 

c 1 
Deutsche Friedens-Union (DFU) 

Eine der aktivsten Organisationen 
im Rahmen kommunistischer Bünd­
nispolitik ist die Deutsche Friedens-
Union. 1960 wurde sie unter maßgebli­
cher Beteiligung der illegalen KPD ge­
gründet. Sie verzichtet seit Jahren zu­
gunsten der DKP auf die Beteiligung 
an Wahlen. 

Auch zur schleswig-holsteinischen 
Landtagswahl 1979 fordert sie recht 
unverblümt dazu auf, die DKP zu wäh­
len. 

Die DFU zählt im Bundesgebiet 
etwa 2.000 Mitglieder. In Schleswig-
Holstein führt ein Kern von etwa 20 
Funktionären und aktiven Mitgliedern 

die eigentliche politische Arbeit durch. 
Die DFU versteht sich als Samm­
lungsbewegung für bürgerliche Kreise 
und trägt ihre Propaganda über eine 
Reihe von ihr beeinflußter oder sogar 
gegründeter Arbeitsgemeinschaften 
und Initiativen in die Öffentlichkeit. Zu 
diesen gehören beispielsweise 

DFU-Abrüstungskom mission, 
DFU-Arbeitskreis für Mittelstands­
fragen, 
DFU-Landesbildungskommission, 
Initiative »Christen für die 
Abrüstung«, 
Initiative »Weg mit den Berufsver­
boten« (mit einer Reihe von örtlichen 
Initiativen), 
»Komitee für Frieden, Abrüstung und 
Zusammenarbeit«. 

c 2 
Vereinigung der Verfolgten des Na­
ziregimes - Bund der Antifaschi­
sten (VVN-BdA) und Deutsche Frie­
densgesellschaft/Vereinigte Kriegs­
dienstgegner (DFG/VK) 

Ursprüngliches Anliegen der 1947 
gegründeten VVN war es, die Opfer 
des Nationalsozialismus zu vertreten 
und die Tradition des antifaschistischen 
Widerstandes zu pflegen. In den letz­
ten Jahren vertrat die Organisation je­
doch zunehmend politische Forderun­
gen der DKP in Wehr- und Abrü­
stungsfragen. Die auf Bundesebene 
etwa 12.000 Mitglieder zählende 
VVN-BdA ist in Schleswig-Holstein mit 
rund 400 - vorwiegend inaktiven -
Anhängern vertreten. 

Von der DFG/VK sind in Schleswig-
Holstein nur einige Gruppen bekannt, 
deren Funktionäre sich unter anderem 
mit Fragen der Kriegsdienstverweige­
rung befassen. 
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d 
Bündnispolitik 

Wegen ihrer geringen Resonanz in 
der Bevölkerung und ihres bescheide­
nen Wählerpotentials bemüht sich die 
DKP entsprechend bewährter marxi­
stisch-leninistischer Strategie und 
Taktik um Zusammenarbeit mit ande­
ren nichtkommunistischen Parteien 
und gesellschaftlichen Gruppierungen, 
um auf diesem Weg einerseits tages­
politische Erfolge zu erzielen und auf 
längere Sicht Wege für die Verwirkli­
chung ihrer verfassungsfeindlichen 
Zielsetzung zu bereiten. Eine solche 
Bündnispolitik ist ausdrücklicher Be­
standteil des Parteiprogramms. 

Als augenscheinlichsten Erfolg ihrer 
Bündnispolitik feierte die DKP die vom 
Bundeskabinett am 17. Januar 1979 
verabschiedeten »Grundsätze für die 
Prüfung der Verfassungstreue«. 

e 
Gewerkschafts- und Betriebsarbeit 
e 1 
Gewerkschaftsarbeit 

Mit den in den Abschnitten IV und V 
ihres Parteiprogrammes erhobenen 
Forderungen hat die Gewerkschafts­
arbeit der DKP eine neue Grundlage 
erhalten. Danach tritt die DKP für star­
ke Einheits-Gewerkschaften ein, ver­
ficht gewerkschaftliche Beschlüsse 
und fordert ihre Mitglieder auf, aktiv in 
den Gewerkschaften mitzuarbeiten. 

Tatsächlich ist die Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit eine ebenso kon­
sequente Fortsetzung Leninscher 
Strategie wie die Bündnispolitik. Ein 
Zitat von Lenin verdeutlicht die Art und 
Weise, in welcher Kommunisten in 
Gewerkschaften zu wirken haben: 

»Kommunisten müssen zu all und 
jedem Opfer entschlossen sein und 
sogar - wenn es sein muß - zu allen 
möglichen Listen, Kniffen und illegalen 

Methoden, zur Verschweigung, Ver­
heimlichung der Wahrheit bereit sein, 
um nur in die Gewerkschaften einzu­
dringen, in ihnen zu bleiben und dort 
um jeden Preis kommunistische Arbeit 
zu leisten.« 

Wesentliche Erfolge sind der DKP in 
der Gewerkschaftsarbeit trotz aller 
Anstrengungen nicht beschieden. In 
einigen Fällen gelang es DKP-Mitglie­
dern, Funktionen in Gewerkschaften 
zu übernehmen. 

e 2 
Betriebsarbeit 

Die DKP betrachtet ihre Betriebs­
gruppen als ihre wichtigsten Grund­
einheiten. Derzeit bestehen in Schles­
wig-Holstein 6 Betriebsgruppen; 8 Be­
triebszeitungen erscheinen regelmä­
ßig. 

Aufgrund intensiver Bemühungen 
waren gewisse Erfolge der DKP bei 
den Betriebsratswahlen und der SDAJ 
bei den Jugendvertretungswahlen zu 
verzeichnen. 

Zur Intensivierung der Gewerk­
schafts- und der Betriebsarbeit sind 
aufgrund eines Beschlusses des Par­
teivorstandes auf der Ebene der Be­
zirksorganisationen sogenannte Be­
zirksarbeiterschulen eingerichtet wor­
den. Seit einiger Zeit laufen an diesen 
Schulen Lehrgänge, die besonders 
auf die Verhältnisse in Großbetrieben 
zugeschnitten sind. 

f 
Beteiligung an Wahlen 
f 1 
Teilnahme an den 
Kommunalwahlen 1978 

Bei den Kommunalwahlen 1978 
konnte die DKP 7.433 (= 0,5 %) 
Stimmen erringen. Damit konnte die 
Partei ihre Stimmenzahl im Vergleich 
zur Kommunalwahl 1974 um 923 Stim­
men erhöhen. In Barmstedt konnte sie 
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4 
dabei mit 1.137 Stimmen (rd. 12 %) 
einen spektakulären Erfolg erzielen 
und 2 Sitze in der Stadtvertretung 
erringen. (Bei der Landtagswahl 1975 
hatte die DKP 5.926, bei der Bundes­
tagswahl 1976 hatte sie 4.104 Stim­
men errungen.) 

f 2 
Vorbereitungen für die Teilnahme 
an der Landtagswahl 

Die Bezirksdelegiertenkonferenz 
hat, beflügelt durch die Teilerfolge bei 
den Kommunalwahlen, am 27728. Mai 
beschlossen, bei der Landtagswahl 
1979 in Schleswig-Holstein in allen 44 
Wahlkreisen zu kandidieren. Ent­
sprechend ihrer Wahlkampfkonzeption 
hat sich die Partei zum Ziel gesetzt, 
sich vor allem unter der »Arbeiterklas­
se« und der Jugend als »alternative 
Kraft zu den Parteien des Großkapi­
tals« darzustellen, den Stimmenanteil 
zu halten und auszubauen sowie neue 
Mitglieder und mehr Abonnenten für 
die Tageszeitung »UZ« zu gewinnen. 

Seit dieser Konferenz sieht sich die 
DKP in einem permanenten Wahl­
kampf. 

f 3 
Teilnahme an der Europawahl 

Wie auf Bundesebene wird sich 
auch die DKP in Schleswig-Holstein 
an der Europawahl beteiligen. 

Neue Linke 

a 
Kommunistischer Bund 
Westdeutschland (KBW) 

Der Kommunistische Bund West­
deutschland ist die stärkste Organisa­
tion im Bereich der dogmatischen 
Neuen Linken. Er bekennt sich zur 
maoistischen Variante des Marxismus-
Leninismus und fordert den »bewaff­
neten Aufstand«, die Zerschlagung 

des »bürgerlichen Staatsapparats« 
und den Aufbau einer von ihm nicht 
näher beschriebenen Form des Sozia­
lismus. 

Der KBW gliedert sich in drei Regio­
nalverbände (Nord, Mitte und Süd), 
denen rund 40 Bezirksverbände nach­
geordnet sind. Die beiden schleswig­
holsteinischen Bezirksverbände (»Hol­
stein« und »Flensburg/Westküste«) 
sind der Regionalleitung Nord in Han­
nover unterstellt. Sie befehligen 13 
Ortsgruppen. Die Schwerpunkte lie­
gen in Kiel, Flensburg und Norder­
stedt. Die Funktionäre des Zentralen 
Komitees üben umfassende Wei­
sungsgewalt aus. 

Die Parteizentrale befindet sich in 
einem sechsstöckigen, aus Spenden 
der Anhänger in Höhe von 2,7 Millio­
nen DM finanzierten Haus in Frank­
furt/Main. Die Regionalverände und 
viele Bezirksverbände sind mit der Zen­
trale über ein modernes Nachrichten-
Übermittlungssystem verbunden. 

Der KBW bediente sich auch 1978 
zur Umsetzung seiner politischen Ar­
beit verschiedener Nebenorganisatio­
nen, zum Beispiel der Soldaten- und 
Reservistenkomitees (SRK's), der Ge­
sellschaft zur Unterstützung der 
Volkskämpfe (GUV), des Kommunisti­
schen Studentenbundes (KSB) - frü­
her »Rote Zellen« - , ferner der von 
ihm unterwanderten Bürgerinitiativen 
und örtlichen Komitees. 

Als Schwerpunkte der Arbeit des 
KBW im Jahre 1978 können insge­
samt die von den SRK's ausgehenden 
Aktivitäten gegen die Bundeswehr und 
die Aktionen zur Unterstützung der 
rhodesischen Untergrundorganisation 
»ZANU« angesehen werden. Für die 
letztere Organisation wurden im ge­
samten Bundesgebiet trotz versagter 
behördlicher Genehmigungen öffentli­
che Sammlungen durchgeführt. 
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An der im März 1978 in Schleswig-
Holstein durchgeführten Kommunal­
wahl beteiligte der KBW sich. Seine 
Kandidaten erreichten bei der Wahl je­
doch nur 669 Stimmen. Damit ging 
der Stimmenanteil gegenüber der 
Bundestagswahl 1976 um die Hälfte 
zurück. Für das schlechte Wahlergeb­
nis wurde die nicht ausreichende Ar­
beit der »Revolutionäre im Lande« 
verantwortlich gemacht. Der Wahlaus­
gang führte zu einer längere Zeit an­
dauernden Lähmung der Aktivitäten in 
Schleswig-Holstein. 

Der Mitgliederrückgang brachte es 
mit sich, daß Aktivitäten des KBW zu­
nehmend vom Funktionärsstamm 
selbst ausgehen. Im übrigen versucht 
die Partei, den weiteren Mitglieder­
rückgang durch örtliche Umorganisa-
tion - Versetzung von Mitgliedern 
zum Aufbau neuer Zellen - aufzufan­
gen. 

Bei der Suche nach neuen Impul­
sen für die Agitation wirbt der KBW 
seit Mitte 1978 intensiv um Sympa­
thien im Bereich der Landwirtschaft. 

Gegenwärtig laufen die Arbeiten für 
die Beteiligung des KBW an der Land­
tagswahl in Schleswig-Holstein. Die 
Zentrale hat hierfür die Weisung gege­
ben, insbesondere die staatstragen­
den Parteien anzugreifen. Im Vorder­
grund der Thematik des Wahlkampfes 
müßten stehen: 
- »Lohnbewegung, 
- Arbeiterrechte, 
- Kämpfe an Schulen und Hoch­

schulen, 
- Ausplünderung durch den Staat 

durch Steuerausgaben«. 

b 
Kommunistische Partei Deutsch­
lands/Marxisten-Leninisten 
(KPD/ML) 

Die KPD/ML »kämpfte« auch 1978 
für die »gewaltsame proletarische Re­

volution« und für ein »vereintes, unab­
hängiges sozialistisches Deutsch­
land«. Obwohl sie die freiheitliche 
demokratische Grundordnung offen 
ablehnt, tarnt sie ihre nach dem Mu­
ster der kommunistischen Bündnis­
politik durchgeführten Vorhaben und 
tritt nicht unter ihrem Parteinamen auf. 

Nachdem die Partei sich seit ihrer 
Gründung im Jahre 1968 von den 
Lehren von Marx, Engels, Lenin, Sta­
lin, Mao tse Tung und Enver Hoxha 
(Fuhrer der KP Albaniens) hatte leiten 
lassen, wird Mao tse Tung seit der po­
litischen und wirtschaftlichen Tren­
nung Chinas und Albaniens im Jahre 
1978 als Klassiker des Marxismus-
Leninismus abgelehnt. 

Diese ideologische Kehrtwendung 
konnte den Anhängern der KPD/ML 
nicht plausibel erläutert werden. Die 
Partei geriet dadurch in Schwierigkei­
ten. 

Die KPD/ML gliedert sich in die 
Sektionen »Deutsche Bundesrepu­
blik«, Westberlin und DDR. Die Sek­
tion »Deutsche Bundesrepublik« ist in 
drei Landesverbände Nord, Mitte und 
Süd unterteilt. In Schleswig-Holstein 
unterhält die KPD/ML den Kreisver­
band Kiel sowie Ortsgruppen und 
Stützpunkte mit den Schwerpunkten 
in Kiel und Lübeck. 

Zu ihren Nebenorganisationen ge­
hören die Jugend- und Studentenor­
ganisation Rote Garde und die Kinder­
organisation Rote Pioniere. Außerdem 
nutzt sie für ihre Parteiarbeit mehrere 
von ihr gegründete Vereine, zum Bei­
spiel die Rote Hilfe Deutschlands und 
die Gesellschaft der Freunde Alba­
niens e. V. sowie verschiedene Initia­
tivgruppen, wie die 1978 bundesweit 
gegründete Revolutionäre Gewerk­
schaftsopposition (RGO) und die eben­
falls seit 1978 bestehende Revolutio­
näre Landvolkbewegung. 
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Mit der Revolutionären Gewerk­
schaftsopposition versucht die Partei, 
in den Betriebsräten Einfluß und Stim­
men zu gewinnen. Die Betriebsrats­
wahlen im Frühjahr 1978 brachten Er­
folge bei den Kieler Unternehmen 
HDW (17,5 % der Stimmen, 3 Mitglie­
der im Betriebsrat) und Elac-Honey-
well GmbH (2 von 5 Betriebsratsmit­
gliedern gehören der KPD/ML an). 

Verschiedene öffentliche Veranstal­
tungen der Revolutionären Landvolk­
bewegung fanden hingegen bei der 
Bevölkerung keine Beachtung. 

Wie auch die anderen K-Gruppen 
hat die KPD/ML aktuelle Vorkommnis­
se (z. B. NATO-Manöver und Arbeits­
kämpfe in der Stahlindustrie) zum An­
laß von Flugblattaktionen gewählt. Die­
se fanden bei der Bevölkerung jedoch 
ebensowenig Resonanz wie die Aktio­
nen der Revolutionären Landvolkbe­
wegung. 

Die ausbleibenden Erfolge und die 
ideologischen Schwierigkeiten verur­
sachten 1978 in der Partei eine Füh­
rungskrise, die Ende des Jahres auf 
einem um zwei Jahre vorverlegten 
Parteitag behoben wurde. Einer der 
beiden Stellvertretenden Vorsitzenden 
wurde dabei aus der Partei gewiesen. 

c 
Kommunistische Partei 
Deutschlands (KPD) 

Das Ziel der KPD ist es, durch die 
bewaffnete Revolution den Umsturz 
der »Bourgeoisie« herbeizuführen und 
die »Diktatur des Proletariats« zu er­
richten. 

Im Gegensatz zur KPD/ML hält sie 
konsequent am Maoismus fest und 
akzeptiert gleichzeitig jede politische 
Veränderung innerhalb der neuen chi­
nesischen Regierung. Wie schon im 
Vorjahr reisten auch 1978 Delegatio­
nen der KPD und des KPD-Verlages 
»Rote Fahne« nach China; eine Dele­

gation wurde vom Vorsitzenden der 
KP China, Hua Guofeng, empfangen. 

Die KPD verfügt über 6 Regional­
komitees, darunter das Komitee Was­
serkante. Diesen sind Ortsleitungen 
nachgeordnet, unter deren Befehlsge­
walt wiederum Zellen arbeiten. 

Nebenorganisationen sind u. a. der 
Kommunistische Jugendverband 
Deutschlands, der Kommunistische 
Studentenverband, die Vereinigung 
Sozialistischer Kulturschaffender, der 
Bund Sozialistischer Lehrer und Erzie­
her und die Rote Hilfe e. V., bei der 
sich allerdings Auflösungstendenzen 
bemerkbar machen. 

Im Vergleich zum KBW und zur 
KPD/ML hat die KPD im norddeut­
schen Raum am meisten unter der 
Verunsicherung innerhalb der maoisti-
schen Organisation gelitten. 

Sie hat ihre frühere bedeutende Po­
sition unter den K-Gruppen verloren 
und beklagt ihre fehlende Veranke­
rung in den Massen. In Schleswig-
Holstein ist sie zuletzt während der 
Betriebsratswahlen im Frühjahr 1978 
in Erscheinung getreten. 

d 
Kommunistischer Bund (KB) 

Der Kommunistische Bund ist von 
allen marxistischen Organisationen am 
wenigsten dogmatisch ausgerichtet. Er 
hat kein Programm. In seinem Statut 
fordert er die Zerschlagung des Staats­
apparates. Gewaltanwendung ist für 
ihn lediglich eine Frage taktischer Er­
fordernisse. 

Wie die anderen marxistischen Or­
ganisationen war auch der KB 1978 
von einer inneren Krise gekennzeich­
net. Sie hatte eine teilweise Lähmung 
der Aktivitäten und Führungslosigkeit 
In den Ortsgruppen, vermehrte Mit­
gliederaustritte bis zur Auflösung 
ganzer Ortsgruppen sowie rückläufige 
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Verkaufszahlen beim Zentralorgan 
»Arbeiterkampf« als Folge. Abgegan­
gene und ausgeschlossene Mitglieder 
wechselten häufig in Kreise undogma­
tischer Linker über. 

Der KB bemühte sich seit Sommer 
1978 in einer offen geführten Diskus­
sion - »Wie geht es weiter im 
KB?« —, einen Ausweg aus seinen in­
ternen Schwierigkeiten zu finden. Eine 
Wende erhofft sich der KB von seinem 
ersten, für Pfingsten 1979 geplanten 
Kongreß, auf dem ein neues Statut 
sowie programmatische Resolutionen 
und Thesenpapiere zu grundlegenden 
Fragen verabschiedet werden sollen. 
Auf diesem Kongreß sollen erstmals 
auch die Leitungsgremien des KB ge­
wählt werden, die bisher lediglich ko­
optiert wurden. 

Die eigenen inneren Schwierigkei­
ten werden vom KB nicht als ein inter­
nes Problem, sondern als eine Krise 
angesehen, »die derzeit die gesamte 
Neue Linke in Westeuropa durch­
macht«. Wesentliche Schwerpunkte 
seiner politischen Aktivitäten waren 
1978 die Mitarbeit in zahlreichen Bür­
gerinitiativen und Basisgruppen, seine 
»Antifaschismusarbeit« und die Unter­
stützung des RUSSELL-Tribunals. Bei 
seiner Arbeit in den Bürgerinitiativen 
und Basisgruppen tritt der KB nach 
wie vor nicht offen auf. 

In Schleswig-Holstein war der KB in 
erster Linie bemüht, über ihm nahe­
stehende Bürgerinitiativen gegen 
Atomanlagen Einfluß auf die im Mai 
1978 in Rendsburg gegründete Grüne 
Liste Schleswig-Holstein (GLS) zu ge­
winnen. Die Unterwanderungsversu­
che des KB führten im September 
1978 zur Spaltung der GLS und zur 
Gründung zweier Verbände, der Grü­
nen Liste Schleswig-Holstein e. V. 
und der Liste für Demokratie und Um­
weltschutz, die dem KB nahesteht. 

1978 initiierte der KB nur wenige 
gewaltsame Aktionen. Sie waren 
hauptsächlich gegen Veranstaltungen 
rechtsextremistischer Organisationen, 
wie NPD und Junge Nationaldemokra­
ten, gerichtet. 

e 
Die Situation der K-Gruppen an 
den Hochschulen 

Das Jahr 1978 verlief an den schles­
wig-holsteinischen Hochschulen ohne 
spektakuläre Ereignisse. Nachdem in 
den letzten Jahren bereits die ortho­
doxen studentischen Gruppierungen 
(MSB-Spartakus und Sozialistischer 
Hochschulbund) an Einfluß verloren 
hatten, ist mit der schwindenden Be­
deutung der dem KBW zuzurechnen­
den Roten Zellen, die sich inzwischen 
Kommunistischer Studentenbund 
(KSB) nennen, nunmehr auch der Ein­
fluß der K-Gruppen auf die Studenten­
schaft erheblich gesunken. Die Er­
kenntnisse aus allgemein zugängli­
chen Quellen lassen den Schluß zu, 
daß die Studentenbewegung nunmehr 
in die Nähe des Ausgangspunktes zu­
rückkehrt, von dem aus vor rund 10 
Jahren der SDS mit seiner radikal­
demokratischen Zielsetzung die 
emanzipatorische Jugendrevolte be­
gonnen hatte. 

Im Jahr 1978 waren an den Hoch­
schulen des Landes folgende extremi­
stische Studentenorganisationen aktiv: 

- Kommunistischer Studentenbund 
(vormals Rote Zellen Kiel), ca. 30 
Mitglieder; 

- Sozialistischer Hochschulbund (Ini­
tiativgruppen in Kiel und Lübeck), 
ca. 10 Mitglieder; 

- MSB-Spartakus (Uni-Gruppe an der 
Christian-Albrechts-Universität, ca. 
60 Mitglieder, einzelne Mitglieder 
an allen Hochschulen), insgesamt 
ca. 80 Mitglieder; 
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- Kommunistischer Bund/Sozialisti­
scher Studentenbund (eine Hoch­
schulgruppe des KB mit dem Na­
men Sozialistischer Studentenbund 
besteht an der Pädagogischen 
Hochschule in Flensburg, Einzelmit­
glieder sind in Kiel und Lübeck ak­
tiv), ca. 25 Mitglieder bzw. Sympa­
thisanten; 

- Rote Garde (Studentenzellen), Stu­
dentenzellen in Kiel und Lübeck mit 
ca. 20 Mitgliedern; 

- Kommunistischer Studentenverband 
(KSV), Aktivitäten des KSV wurden 
nicht mehr beobachtet; 

- Sozialistisches Büro (SB Hoch­
schulgruppe), befindet sich noch in 
der Konsolidierungsphase, ca. 10 
Mitglieder. 

Erfolgreichste extremistische Orga­
nisation bei den Wahlen zum Stu­
dentenparlament der Chhstian-Alb-
rechts-Universität Kiel im Jahre 1978 
war die Fachschaftsgruppenliste, ein 
Bündnis aus Undogmaten, Kommuni­
stischem Bund und Roten Zellen. Es 
folgte die Liste »Go in«, eine gewerk­
schaftlich orientierte Initiative, in der 
der MSB-Spartakus, der Sozialistische 
Hochschulbund und einige Jungsozia­
listen organisiert sind. Bei einer ein­
heitlichen linken Liste hätte das Stim­
menpotential zur Mehrheit im Studen­
tenparlament und zur AStA-Bildung 
ausgereicht. 

Die im Februar durchgeführten 
Wahlen des Jahres 1979 brachten ein 
ähnliches Ergebnis. Auch hier hätte 
eine einheitliche Liste Mehrheiten ge­
funden. Nach gescheiterten Bündnis­
verhandlungen waren stattdessen 
sogar drei linksextremistisch beein­
flußte Listen zur Wahl angetreten. Ne­
ben der »Go-in«-Liste ergab sich 
durch die Spaltung der Fachschafts­
gruppen in Basis-Grüppler (Undogma­
ten, KB- und SB-Anhänger) und die 

Liste »Programm der Fachschafts­
gruppen« (KSB-Anhänger) eine weite­
re Schwächung. 

f 
Die Einstellung der K-Gruppen zur 
U mweltsch utzbeweg u ng * ) 

Die Gruppen der Neuen Linken ha­
ben sich - ähnlich wie orthodoxe 
Kommunisten - schon frühzeitig mit 
den Fragen auseinandergesetzt, die 
sich für sie aus der Bildung neuer Um­
weltschutzorganisationen ergaben. 

In der aktivsten Phase der Bürger-
initiativ-Bewegung gegen Kernkraft­
werke, also in den Jahren 1976 und 
1977, hatten sich alle K-Gruppen dar­
um bemüht, die Initiativen in ihrem 
Sinne umzufunktionieren. Darüber 
hinaus haben sie eigene Initiativen ge­
gründet. 

Von dem Zeitpunkt an, als die Um­
weltschutzbewegung sich in Richtung 
auf eine parlamentarische Mitarbeit 
ausweitete und entsprechend organi­
sierte, kamen die K-Gruppen zu einer 
anderen Bewertung. Soweit sie sich 
selbst als Wahlparteien verstehen 
(dies tun der KBW, die KPD und die 
KPD/ML), lehnten sie diese Entwick­
lung übereinstimmend als »systemsta­
bilisierend« ab. So meinte der KBW, 
die Grünen Listen lenkten »von der 
bestehenden Gesellschaftsformation 
und der Klassenspaltung« ab; daraus 
folge, »daß sie in ihrem ganzen Pro­
gramm niemals zur radikalen Umwäl­
zung des Bestehenden aufrufen« 
könnten. 

Die KPD/ML nimmt für sich in An­
spruch, daß die Umweltschutzthema­
tik nur innerhalb der »Arbeiterbewe-

") Die nachfolgenden Ausführungen beruhen auf 
Erkenntnissen, die aus allgemein zugänglichen 
Quellen und aus der Beobachtung der Bestre­
bungen von K-Gruppen gewonnen wurden. 
Bürgerinitiativen und »Grüne Listen« unterlie­
gen grundsätzlich nicht der Beobachtung 
durch den Verfassungsschutz. 
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gung« und folglich ausschließlich von 
dieser Partei erfolgreich bewältigt wer­
den könne (den gleichen Anspruch er­
hebt übrigens die DKP, die den 
»rechtskonservativen Kräften, Maoi-
sten und Anarchisten« vorwirft, die 
nach ihrer Auffassung berechtigten 
Bürgerproteste zu mißbrauchen). 

Der KB versteht sich hingegen nicht 
als Wahlpartei. Dementsprechend ver­
folgt er eine andere Taktik, die auf Un­
terwanderung bestehender Initiativen 
hinausläuft. Bereits zur Kommunal­
wahl in Schleswig-Holstein im März 
1978 versuchte er, Einfluß auf die 
Kandidatenaufstellung der Grünen 
Liste in den Kreisen Pinneberg und 
Nordfriesland zu nehmen. Dies gelang 
ihm jedoch nicht. 

Dagegen können die vergleichswei­
se respektablen Ergebnisse des 
»Wehrt-Euch«-Bündnisses bei den 
Bürgerschaftswahlen in Hamburg im 
wesentlichen auf die Tätigkeit von Ak­
tivisten des KB, der in Hamburg seine 
Hochburg hat, zurückgeführt werden. 

Die KPD schließlich nimmt zögernd 
und halbherzig Partei für die Grünen 
Listen. Sie rügte beispielsweise, daß 
»auf Betreiben des KB in des GLH-
Programm (Anmerkung: Programm 
der Grünen Liste Hessen zur Land­
tagswahl in Hessen am 8. Oktober 
1978) eine Verurteilung der politischen 
Unterdrückung in der DDR nicht auf­
genommen« worden sei. 

Seit der Gründung des Landesver­
bandes Grüne Liste Schleswig-Hol­
stein am 21, Mai 1978 in Rendsburg 
bemüht sich der KB intensiv darum, 
Einfluß auf diesen Umweltschutzver­
band zu gewinnen. Versuche von (z. T. 
aus Hamburg angereisten) Mitgliedern 
des KB, die Gründungsveranstaltung 
in ihrem Sinne zu beeinflussen und 
umzufunktionieren, scheiterten. Im 
Mittelpunkt der Gründungsveranstal­

tung stand die Streitfrage, ob der Lan­
desverband eine Unvereinbarkeits­
klausel in seine Satzung aufnehmen 
sollte des Inhalts, daß Mitgliedschaf­
ten in anderen Parteien unvereinbar 
mit der Mitgliedschaft in der Grünen 
Liste Schleswig-Holstein seien. Ge­
gen eine solche Klausel plädierten An­
hänger des KB. Die Delegierten dieser 
Veranstaltung verabschiedeten jedoch 
die Klausel mit 32 Stimmen gegen 31 
Stimmen aus dem Lager des KB. 

Im Juli 1978 beschloß der Landes­
vorstand der Grünen Liste Schleswig-
Holstein eine Interpretation der Unver­
einbarkeitsklausel. Darin wurde der 
KB als politische Kadergruppe aus­
drücklich von einer Mitarbeit in der 
Grünen Liste Schleswig-Holstein aus­
geschlossen. 

Gegen die Unvereinbarkeitsklausel 
sprachen sich insgesamt acht der 
neugegründeten Kreisverbände sowie 
zwei »Initiativkreise für eine Grüne 
Liste«, Lübeck und Norderstedt, die 
offenbar dem KB nahestehen, aus. 
Daraufhin lehnte der Landesverband 
der Grünen Liste Schleswig-Holstein 
die Aufnahme der acht Kreisverbände 
(Stormarn, Lauenburg, Bad Segeberg, 
Kiel, Neumünster, Pinneberg, Rends­
burg/Eckernförde, Flensburg/Stadt) ab 
und empfahl ihnen die Gründung 
eines eigenen Verbandes. 

Der KB sprach sich daraufhin für ein 
selbständiges weiteres Vorgehen der 
Kreisverbände und die Gründung 
eines eigenen Verbandes aus. 

Diese Neugründung erfolgte auf 
einem Kongreß am 5. November 1978 
in Kiel. Der Verband gab sich den Na­
men Liste für Demokratie und Um­
weltschutz (LDU). Hierzu heißt es in 
einer Erklärung: 

»Der Tatbestand der Spaltung min­
dert die Erfolgsaussichten einer alter­
nativen Kandidatur erheblich, und wir 
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wollen auch realistisch feststellen, daß 
die »Grüne Liste« - Kreisverbände 
und mit ihr verbundenen Basisinitiati­
ven - aus unserer Sicht heute noch zu 
schwach sind, um dieses Manko aus­
zugleichen. Hessen weist (wegen der 
Aufsplitterung der dortigen Grünen 
Listen) erhebliche Parallelen zu 
Schleswig-Holstein auf.« 

Konsequenterweise verzichtete die 
LDU auf eine Beteiligung an der Land­
tagswahl in Schleswig-Holstein. 

g 
Der Terrorismus und sein Umfeld 

Die Rote Armee Fraktion (RAF) hat 
die Serie schwerster Anschläge des 
Jahres 1977 nicht wiederholen kön­
nen. Sie ist durch weitere Festnahmen 
zunächst personell geschwächt wor­
den. Diese Lücke dürfte jedoch durch 
weitere in den Untergrund abgetauch­
te Personen aufgefüllt worden sein. 
Die Zahl der mit Haftbefehl Gesuchten 
belief sich Ende des Jahres 1978 auf 
45 Personen. Aufgrund von Hinweisen 
- zum Teil aus der Bevölkerung -
konnten eine Reihe von konspirativ 
genutzten Wohnungen ausgehoben 
und die Logistik der Terroristen emp­
findlich gestört werden. Zugleich zeig­
ten jedoch einige Aktivitäten, so zum 
Beispiel die Erkundungsflüge mit Hub­
schraubern, daß die Nachfolger der 
RAF weiterhin versuchten, die einmal 
gesteckten Ziele zu verwirklichen. Da­
bei wird das Ausland, wie einige Fest­
nahmen zeigen, als Ruheraum zum 
Zwecke der Konsolidierung benutzt. 

Die Revolutionären Zellen (RZ), die 
als terroristische Gruppierungen seit 
1973 aktiv sind und für eine Reihe 
schwerster Sprengstoff- und Brandan­
schläge verantwortlich zeichnen, ha­
ben ihre Aktionen fortgesetzt. Berlin, 
das Rhein-Main-Gebiet und Hessen 
waren Schwerpunkte der Anschläge. 

Von der RAF unterscheiden sich die 
RZ unter anderem dadurch, daß sie 
mit ihren Anschlägen an aktuelle poli­
tische Diskussionen und Forderungen 
anknüpfen, um dadurch eine mög­
lichst breite Zustimmung zu der jewei­
ligen Form der Gewaltanwendung in­
nerhalb der Bevölkerung zu erreichen. 
Unter diesem Aspekt versuchen sie 
auch, Teile der Anti-KKW-Bewegung 
für ihre Ziele zu gewinnen. 

So veröffentlichten die RZ zu einem 
Brandanschlag auf ein Verwaltungsge­
bäude, der Nordwestdeutschen Kraft­
werke in Lübeck im Juli 1978 ein Flug­
blatt mit der Aufforderung, nicht nur 
»rumzusitzen und zu debattieren«. 
Die »Widerstandsbewegung« dürfe 
sich den Kampf gegen die »lebens­
vernichtenden Atomanlagen« nicht 
von den »Herrschenden« vorschrei­
ben lassen. 

Verschiedene Anschläge gegen Ein­
richtungen der Stromversorgung im 
Bundesgebiet lassen erkennen, daß 
kleinere Gruppierungen oder Einzel­
personen die Forderung der RZ nach 
Aktionen in die Tat umgesetzt haben. 

In Schleswig-Holstein waren im 
Jahre 1978 insgesamt sechs Anschlä­
ge von Revolutionären Zellen oder 
verwandten Gruppierungen zu ver­
zeichnen: 

Am 5. Mai wurde auf das Amtsge­
richt in Rendsburg ein Brandanschlag 
verübt. 

Am 20. Juli wurde auf einer Baustel­
le der NWK an der Bundesstraße 431 
eine Baumaschine in Brand gesetzt. 

In der Nacht zum 21. Juli schleuder­
ten Unbekannte in das Verwaltungs­
gebäude der NWK in Lübeck einen 
Brandsatz. Zugleich wurden Anti-KKW-
Parolen gesprüht. 

Am 11. September konnte auf 
einem Stand der Schleswag auf der 
»NORLA« ein Brandsatz sichergestellt 
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werden, der nicht gezündet hatte. 
Am 19. Oktober wurde am Gerichts­

gebäude in Lübeck ein Brandsatz ge­
legt, der allerdings nicht zur Entzün­
dung kam. 

Am 24. November wurde eine vom 
Kernkraftwerk Krümmel nach Ham­
burg führende Freileitung zerstört. 
Verantwortlich hierfür zeichnete eine 
»Arbeitsgruppe Praktische Entspan­
nung«. 

Um die im Untergrund operierenden 
terroristischen Kader hat sich eine Un­
terstützerszene formiert, die »im offe­
nen politischen Kampf« die Ziele ter­
roristischer Gruppierungen unter­
stützt. Solche Gruppen treten als »An­
tifaschistische Gruppe« sowie, als 
»Schwarze Hilfe« auf. Sie unterstüt­
zen den Terrorismus aktiv oder durch 
Verbreitung entsprechenden Gedan­
kenguts. Daneben widmen sich eine 
Reihe sogenannter Knastgruppen be­
sonders den inhaftierten Terroristen. 
Neben gemäßigten Organisationen 
dieser Art bestehen militante Grup­
pen, die den Einsatz von Gewalt für 
gerechtfertigt halten. 
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Sicherheits­
gefährdende 
Bestrebungen von 
Ausländern in 
Schleswig-Holstein 
1978 



1 2 
Die Situation des 
Ausländer-Extremismus 

Sicherheitsgefährdende Bestrebun­
gen von Ausländern in der Bundesre­
publik Deutschland gehen maßgeblich 
von linksextremistischen, von sozial-
revolutionären und von nationalisti­
schen ausländischen Gruppen aus, 
die Gewalt als Mittel zur Durchsetzung 
ihrer Ziele propagieren. Vorwiegend 
handelt es sich dabei um palästinen­
sische, iranische, türkische und kroati­
sche Vereinigungen, die - mit Aus­
nahme der kroatischen Nationalisten -
von ideologisch verwandten deut­
schen Extremisten zunehmend Unter­
stützung erhalten. Dies führte oft zu 
parallelen oder gemeinsamen Aktio­
nen. 

Die Bedrohung der Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland durch 
arabische, insbesondere palästinensi­
sche Gruppen hat sich durch die 
ägyptisch-israelischen Friedensver­
handlungen erhöht. Sie wurde deut­
lich in blutigen Auseinandersetzungen 
zwischen Anhängern der sogenannten 
Ablehnungsfront*) und rivalisierenden 
Gruppen der Befreiungsorganisation 
PLO. Die besondere Gefahr, die von 
palästinensischen Gruppen ausgeht, 
liegt in der möglichen Unterstützung 
mobiler, grenzüberschreitender Kom­
mandos durch hier ansässige Sympa­
thisanten und in der zunehmenden 
Kooperation palästinensischer, deut­
scher und ausländischer Terroristen. 

Auch muß aufgrund der instabilen 
innenpolitischen Verhältnisse in der 
Türkei und der Verschärfung der dorti­
gen politischen Auseinandersetzun­
gen mit einer Verstärkung des politi­
schen Kampfes rivalisierender Türken 

*) vgl. Seite 39 Ziffer a 1 

in der Bundesrepublik Deutschland 
gerechnet werden. 

Vor dem Hintergrund der Aktivitäten 
gewalttätiger ausländischer Gruppie­
rungen erscheinen die Gefahren, die 
von orthodox-kommunistischen Aus­
länder-Organisationen ausgehen kön­
nen, gering. Es ist jedoch zu befürch­
ten, daß es diesen auf längere Sicht 
gelingen wird, bisher politisch neutrale 
und gemäßigte ausländische Arbeit­
nehmer zu radikalisieren. Diese Ge­
fahr dürfte steigen, wenn sich die 
Lage auf dem Arbeitsmarkt in der 
Bundesrepublik Deutschland weiter 
verschärfen sollte und wenn von Aus­
ländergruppen geforderte gesell­
schaftspolitische Maßnahmen zur Ver­
besserung und Sicherung des rechtli­
chen und sozialen Status von Auslän­
dern nicht erfüllt werden. 

Im Vergleich zu anderen Bundes­
ländern sind in Schleswig-Holstein 
Gefahren durch extremistische Aktivi­
täten von Ausländern gering. Bedeut­
same extremistische Aktivitäten waren 
im Jahre 1978 nicht festzustellen. 
Dies hängt mit der wirtschaftsgeogra­
phischen Lage unseres Landes zu­
sammen, die einen relativ geringen 
ausländischen Bevölkerungsanteil 
(2,9 %) zur Folge hat. 

Extremistische Ausländer­
gruppen in der Bundes­
republik Deutschland 

Die extremistischen Ausländergrup­
pen in der Bundesrepublik Deutsch­
land waren, wie auch in den Vorjahren, 
ständigen Veränderungen unterwor­
fen. Neue Zusammenschlüsse ent­
standen, andere lösten sich auf. In 
einigen bestehenden Vereinigungen 
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ließ der extremistische Einfluß nach 
oder verschwand. 

Ende des Jahres 1978 bestanden 
im Bundesgebiet insgesamt knapp 
150 extremistische Ausländervereini­
gungen mit ca. 1.200 örtlichen Zweig­
gruppen (in Schleswig-Holstein etwa 
20 Vereinigungen mit rund 30 örtli­
chen Zweiggruppen). Davon sind etwa 
30 orthodox- bzw. nationalkommuni­
stisch; 90 bis 100 sind der ausländi­
schen Neuen Linken bzw. nationalen 
Befreiungsbewegungen mit sozialre­
volutionärer Tendenz zuzurechnen 
und 20 rechtsextremistisch bzw. natio­
nalistisch orientiert. Exakte Mitglieder­
zahlen stehen nicht zur Verfügung. 

a 
Die Ausländergruppen mit Ten­
denzen zur Gewaltanwendung 
a 1 
Araber/ Palästinenser 

Arabische Gruppen im Bundesge­
biet tendieren zunehmend zu der ins­
besondere im Irak unterstützten Ab­
lehnungsfront. Mit diesem Begriff wer­
den diejenigen Gruppen innerhalb der 
Palästinensischen Befreiungsorgani­
sation (PLO) bezeichnet, die eine 
friedliche Lösung im Nahen Osten ab­
lehnen und den »bewaffneten Kampf« 
gegen Israel und gegen die in der 
Palästinafrage verhandlungsbereiten 
arabischen Staaten fordern. 

Die in Kiel bestehenden Zweiggrup­
pen der Generalunion Arabischer Stu­
denten (GUAS) und der Palästinensi­
schen Studentenvereinigung (PSV) 
warben in Flugblättern für den »Befrei­
ungskampf« des palästinensischen 
Volkes unter Führung der PLO. Sie 

•ließen aber im übrigen keine besonde­
ren Aktivitäten erkennen. 

a2 
Iraner 

Die linksextremistischen Organisati­
onen Conföderation Iranischer Stu­
denten - Nationalunion (CISNU) und 
die Conföderation Iranischer Studen­
ten (CIS) sind in Zweiggruppen auch 
an der Universität Kiel organisiert. Sie 
hatten 1978 tatkräftig auf den Sturz 
der iranischen Monarchie hingearbei­
tet. Sie propagieren darüber hinaus 
den Kampf gegen den »Weltimperia­
lismus«, den sie vor allem durch die 
USA verkörpert sehen. 

Die CISNU trat im November 1978 
in das Blickfeld der Öffentlichkeit, als 
während einer von ihr veranstalteten 
Demonstration in Frankfurt/Main mit 
rund 7.000 Teilnehmern, darunter 
auch iranische Studenten aus Kiel, 
140 Polizeibeamte verletzt wurden. 

Die CIS lehnt im gegenwärtigen 
Zeitpunkt Gewalt ab. Zum Jahresende 
1978 entsandte die CIS einige ihrer 
Mitglieder, auch aus Kiel, in den Iran, 
wo sie mit der oppositionellen Natio­
nalen Front zusammenarbeiten. 

An der Universität Kiel besteht noch 
eine dritte iranische Studentengruppe. 
Diese wird der Union der islamischen 
Studentenvereine in Europa (U. I.S.A.) 
zugerechnet. Sie vertritt die ideologi­
sche Linie des Schiitenführers Kho­
meini. 

a3 
Türken 

Zu Beginn des vergangenen Jahres 
wurde der maoistische türkische 
Dachverband Föderation Türkischer 
Volksvereinigungen in Europa (HBF) 
gegründet. Wichtigste Gruppe der tür­
kischen Neuen Linken in der Bundes­
republik Deutschland ist die maoi-
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stisch-terroristische Türkische Kom­
munistische Partei/Marxisten-Lenini­
sten (TKP/ML). 

Sie übt maßgeblichen Einfluß auf 
die maoistische Studenten-Föderation 
der Türkei in Deutschland e. V. (ATÖF) 
und auf die Föderation der Arbeiter 
aus der Türkei in Deutschland e. V. 
(ATIF) aus. 

In Schleswig-Holstein wurden bis­
her nur Einzelaktivitäten türkischer 
Maoisten festgestellt. Dennoch sollte 
die Möglichkeit nicht unterschätzt wer­
den, daß türkische Maoisten bei be­
stimmten politischen Anlässen zahl­
reiche Landsleute und auch deutsche 
Linksextremisten für ihre Ziele zu mo­
bilisieren verstehen. Türkische und 
deutsche Maoisten unterstützen sich 
häufig auch gegenseitig. So wählten 
bei den HDW-Betriebsratswahlen im 
April 1978 türkische Arbeitnehmer in 
Kiel die von der KPD/ML aufgestellte 
und auch von der KPD unterstützte 
ROTE LISTE der Revolutionären Ge­
werkschaftsopposition (RGO)*). Diese 
erzielte daraufhin 17,5 % der Stim­
men. 

b 
Ausländische orthodoxe 
Kommunisten 

b 1 
Türken 

Der Türkischen Kommunistischen 
Partei (TKP) gelang es, ihre Massen­
basis in der von ihr beeinflußten Föde­
ration der Türkischen Arbeitervereine 
in der Bundesrepublik Deutschland e. V. 
(FIDEF) zu vergrößern. Die FIDEF ist 
die zweitgrößte türkische Gastarbei­
terorganisation im Bundesgebiet. 

In Schleswig-Holstein arbeiten der 
Verein der Arbeiter aus der Türkei in 
Neumünster und der Solidaritätsverein 

*) vgl. Seiten 30/31 

der Türkischen Arbeiter in Lübeck im 
Sinne der FIDEF. Sich selbst bezeich­
nen sie als antiimperialistisch, antifa­
schistisch und antimaoistisch. Sie un­
terhalten Kontakte zur DKP und zur 
SDAJ. 

b2 
Sonstige 

Die im Bundesgebiet bestehenden 
Gliederungen der kommunistischen 
Parteien Griechenlands (KKE), Italiens 
(PCI) und Spaniens (PCE) haben in 
Schleswig-Holstein bisher keine nen­
nenswerte Rolle gespielt. 

c 
Rechtsextremistische und 
nationalistische Ausländer-
Organisationen 

Die türkische Partei der Nationalen 
Bewegung (MHP) hat ihre politische 
Aktivität in der Bundesrepublik 
Deutschland 1978 verstärkt. Ihr nahe­
stehende Vereine gründeten zu Be­
ginn des vergangenen Jahres den 
Dachverband Föderation Demokrati­
scher Türkischer Idealistenvereine in 
Europa (ADÜTDF). Er ist die derzeit 
größte Gastarbeiter-Organisation im 
Bundesgebiet. Ihm werden die Türki­
schen Gemeinschaften in Kiel, Lübeck 
und Neumünster zugerechnet. 

Spektukuläre Presseberichte über 
Gewaltakte der Grauen Wölfe - Ju­
gendorganisation der MHP - gegen 
politische Gegner hielten nach bisheri­
gen Ermittlungen der Sicherheitsbe­
hörden des Bundes und der Länder 
Nachprüfungen nicht stand. Eindeutig 
den Grauen Wölfen zuzurechnende 
gewalttätige Aktivitäten wurden weder 
in Schleswig-Holstein noch in anderen 
Bundesländern festgestellt. 
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Spionageabwehr in 
Schleswig-Holstein 
1978 



1 
Allgemeine Erfahrungen 

Schleswig-Holstein ist für Nachrich­
tendienste der Ostblockstaaten nach 
wie vor interessant. Die Aktivitäten 
dieser Dienste haben sich auch 1978 
nicht vermindert, Sie richteten sich 
vorwiegend gegen politische, wirt­
schaftliche und militärische Ziele. 

Aus der Sicht der Ostblockstaaten 
dient Spionage nicht allein der Gewin­
nung von Informationen. Sie ist zu­
gleich Teil des Kampfes gegen die 
freiheitlichen Demokratien. Der Mini­
ster für Staatssicherheit der DDR, Erich 
MELKE, hob im Oktober 1978 vor 
Propagandisten des Ministeriums für 
Staatssicherheit (MfS) den Klassen­
auftrag der »Tschekisten der DDR« 
hervor und forderte, die Kommunisten 
im MfS müßten sich auf die wachsen­
den Anforderungen einstellen, »die 
sich... aus der Klassenauseinander­
setzung zwischen Sozialismus und 
Imperialismus für die Arbeit des MfS 
ergeben«. 

Mit dieser doppelten Aufgabe - Ge­
winnung von Informationen und Kampf 
gegen die freiheitlichen Demokratien -
ist auch die Ostblockspionage auf das 
Ziel der Erringung der kommunisti­
schen Weltherrschaft ausgerichtet. Die 
Spionageabwehr des Verfassungs­
schutzes dient somit nicht nur der 
Verhinderung von Straftaten des Lan­
desverrats und damit dem Schutz der 
äußeren Sicherheit, sondern ebenso 
der Bewahrung unserer freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung. 

Die Ostblockstaaten messen der 
Spionagetätigkeit ihrer Nachrichten­
dienste eine große Bedeutung bei. Die 
Dienste haben fast unbegrenzte per­
sonelle und finanzielle Mittel. Verluste 
infolge rigoroser und risikoreicher 
Agentenführung nehmen sie in Kauf. 

Das verursacht bei den meisten für die 
Agentenführung verantwortlichen Vor­
gesetzten jedoch wenig Gewissens­
bisse. Denn die Strafen, die in der 
Bundesrepublik Deutschland für Spio­
nagetätigkeit ausgesprochen werden, 
sind gering, gemessen an den Strafen 
im Ostblock. In der Bundesrepublik 
Deutschland werden selbst Spitzen-
agente/i selten zu mehr als 8-14 Jah­
ren Freiheitsstrafe verurteilt. In der 
DDR hingegen werden für Spionage 
grundsätzlich langjährige Freiheitsstra­
fen verhängt, in Ausnahmefällen auch 
die Todesstrafe. Diese Strafdrohungen 
gelten auch für die Mitarbeiter der 
Spionageabwehr der Bundesrepublik 
Deutschland, soweit diese mit Hilfe 
von »umgedrehten« Agenten die 
Nachrichtendienste der DDR und ihre 
Arbeitsweise aufklären, um damit An­
sätze für weitere Abwehrmaßnahmen 
zu gewinnen. 

Die Kompetenzen der Nachrichten­
dienste eines totalitären Staatswesens 
unterscheiden sich wesentlich von 
den Kompetenzen von Nachrichten­
diensten eines freiheitlich-demokrati­
schen Staates. Im Gegensatz zu den 
in den freiheitlichen Rechtsstaat ein­
gebundenen Nachrichtendiensten der 
Bundesrepublik Deutschland sind die 
Nachrichtendienste der DDR keinerlei 
Schranken unterworfen. Insbesondere 
gibt es dort keine klare Trennung zwi­
schen polizeilichexekutiven und nach­
richtendienstlichen Befugnissen. So 
unterhalten die Nachrichtendienste 
der DDR beispielsweise eigene Unter­
suchungshaftanstalten; auch dürfen 
sie Vernehmungen vornehmen und 
Verdächtige ohne richterlichen Be­
schluß inhaftieren. Das Ansehen, das 
Mitarbeiter östlicher Nachrichtendien­
ste genießen und ihr Selbstverständ­
nis prägt, ergibt sich zum Beispiel aus 
dem Rechenschaftsbericht des Polit-
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büros der SED an das Zentralkomitee 
vom Dezember 1978, in dem es mit 
Bezug auf die »vorbildliche Erfüllung« 
der Aufgaben durch die »Schutz- und 
Sicherheitsorgane« heißt: 

»Die Angehörigen des Ministeriums 
für Staatssicherheit erfüllen hinge­
bungsvoll und in Ehren den ihnen von 
der Partei übertragenen Klassenauf­
trag zur Gewährleistung der staatli­
chen Sicherheit und zur Vereitelung 
aller subversiven Machenschaften des 
Gegners.« 

Gleichbleibende, nur zum Teil be­
kanntwerdende Abwehrerfolge zeigen 
jedoch, daß die in eine freiheitliche, 
rechtsstaatliche Demokratie eingebun­
dene Spionageabwehr den Nachrich­
tendiensten des Ostblocks letztlich 
überlegen ist. 

Erkannte Fälle von 
Ostblockspionage 

Um gegnerischen Nachrichtendien­
sten keinen Einblick in den Umfang 
von Abwehrerfolgen zu geben, kann 
keine Spionageabwehr exakte Zahlen 
über aufgeklärte Fälle geben noch ihre 
Suchmethoden und Arbeitsweisen be­
kanntgeben. Deshalb können »Bilan­
zen« der Spionageabwehr freiheitli­
cher Demokratien nur Tendenzen be­
schreiben. 

Die Zahl der Spionageverdachtsfälle 
in Schleswig-Holstein ist im Jahre 
1978 gegenüber dem Vorjahr um ein 
Viertel gestiegen. Innerhalb der letzten 
fünf Jahre hat sich die Zahl dieser Fäl­
le fast verdoppelt. 

In rund 45 % der 1978 angefallenen 
Verdachtsfälle gehörten die angespro­
chenen Personen dem Bereich Politik 
und Verwaltung mit dem Schwerpunkt 
Sicherheitsbehörden an. In 25 % der 
Fälle richtete sich die Spionagetätig­

keit gegen Bereiche der Wirtschaft, in 
20 % der Fälle gegen die Bundes­
wehr. Unberücksichtigt sind hierbei die 
vom Militärischen Abschirmdienst 
(MAD) erkannten Werbungsversuche 
gegen Soldaten und zivile Mitarbeiter 
der Bundeswehr. 

In drei von jeweils vier Fällen gingen 
die Spionageaktivitäten von Nachrich­
tendiensten der DDR aus. Hinsichtlich 
der Häufigkeit folgen sowjetische, pol­
nische und andere Ostblockdienste. 

Drei Bürger des Landes wurden im 
Berichtszeitraum wegen geheim­
dienstlicher Tätigkeit verurteilt. 

Anwerbungsmethoden 

Zwei von jeweils drei vom Staatssi­
cherheitsdienst der DDR angespro­
chenen schleswig-holsteinischen Bür­
gern kamen während DDR-Reisen mit 
diesem Dienst in Berührung. Anlaß für 
Kontaktaufnahmen waren vor allem 
Verwandtenbesuche. Hierbei wertete 
das MfS penibel den vor Einreise in 
die DDR auszufüllenden »Antrag auf 
Einreise in die DDR« aus, in dem auch 
detaillierte Angaben über den erlern­
ten Beruf, die ausgeübte Tätigkeit und 
die Arbeitsstelle gemacht werden 
müssen. Deshalb ist es kein Zufall, 
wenn vom MfS vor allem Mitarbeiter 
von Behörden sowie Angehörige von 
Betrieben mit geheimzuhaltender Fer­
tigung und anderer sicherheitsemp­
findlicher Bereiche angesprochen wur­
den. 

Bei den ersten Kontaktaufnahmen 
verschleiern die Beauftragten des MfS 
in der Regel ihre nachrichtendienstli­
che Absicht. Vielmehr erklären sie bei­
spielsweise, sie seien Mitarbeiter des 
»Instituts für Gesellschaftswissen­
schaften« oder des »Instituts für poli­
tische Forschungsarbeiten«. Oft ge­
ben sie auch vor, an Personen aus der 
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Bundesrepublik Deutschland interes­
siert zu sein, die bereit seien, »auf 
Honorarbasis an einem deutsch­
sowjetischen Forschungsprojekt mit­
zuarbeiten«. 

Erscheint dem Mitarbeiter des MfS 
die erste Kontaktaufnahme erfolgver­
sprechend, wird die Zielperson erneut 
in die DDR oder nach Ostberlin einge­
laden. Bei Rundfahrten und Besichti­
gungen wird der Kontakt vertieft. Oft­
mals wird das vertrauliche »Du« ange­
boten. Fast beiläufig wird die Zielper­
son um die Erledigung »kleinerer Ge­
fälligkeiten« gebeten, bei denen es 
sich regelmäßig schon um Verstrik-
kungsaufträge handelt. Mit der Reise 
verbundene Aufwendungen werden 
großzügig erstattet. Dabei wird Wert 
auf eine Quittung gelegt, mit der die 
Zielperson dann später erpreßt wer­
den kann. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre 
zeigen jedoch, daß die Agentenwerber 
des MfS ihre Versuche aufgeben, 
wenn die Zielperson standhaft bleibt 
und zum Beispiel erklärt, der »Insti­
tutsangehörige« könne sich mit seinen 
Wünschen an eine offizielle Stelle in 

der Bundesrepublik Deutschland wen­
den. 

Straffreiheit bei 
rechtzeitiger Offenbarung 

Der freiheitliche demokratische 
Rechtsstaat bietet jedoch auch Bür­
gern, die unter dem Zwang der Ver­
hältnisse in eine nachrichtendienstli­
che Verstrickung geraten sind, die 
Möglichkeit, sich aus dieser Zwangs­
lage zu lösen, ohne Strafe befürchten 
zu müssen. Unter bestimmten Voraus­
setzungen können die Gerichte von 
Strafe, der Generalbundesanwalt von 
der Verfolgung absehen. Es kommt 
hinzu, daß die Verfassungsschutzbe­
hörden nicht in jedem Fall verpflichtet 
sind, ihre Erkenntnisse aus einer Of­
fenbarung an die Strafverfolgungsbe­
hörden weiterzugeben. 

Diesen Weg sind wie schon in den 
Vorjahren auch im letzten Jahr zahl­
reiche der von gegnerischen Nach­
richtendiensten angeworbenen Bun­
desbürger gegangen. Sie haben - bis 
auf wenige Ausnahmen, in denen im­
merhin eine wesentliche Strafmilde­
rung gewährt wurde - Straffreiheit er­
halten. 
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